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as „liistoriBche Recbt" ist wohl niemals so häufig 
and so prätentiös im Munde geführt worden ds in 

unseren Tagen, wo wir kaum eine Rede hören oder 
eine Schrift lesen küniicii, ohne diesen viel verspredi en- 
den und nichtssagenden Worten zu begegnen. Beson- 
ders im Lande jenseits der Tjcitlia müsste man glauben, 
dass ein goldenes Zeitalter geschichtlicher Weisheit 
herangekommen sei, wenn man sich von dem histo- 
rischen Fllttcrwerke täuschen Hesse, welches dort Par- 
teifahrer und Zeitungsblätter in so reichlichem Mass« 
unter die staunenden Hörer zu vertheilen wissen. Das 
„geschichtliche Recht" ist eben ein bequemes Auskunfts- 
mittel geworden, um Wönsche und Ansprache aller 
Art mit einem Lappen historischer Beweise zu recht- 
fertigen. Es muss aber weit gekommen sein mit der 
Unzurechnungsfähigkeit von solchen, welche die So- 
phistik ihrer Führer so wenig bemerken , da«8 sie be- 
ständig von gcsehicbtlichen Rechten sich vordemonstriren 
lassen imd dabei die nächstUegendsten historischen That- 
Sachen ignoriren können. Es ist immer ein Zeichen, 
dass der geschichtliche Gang des Staatsrechtes an irgend 
einer Stelle unterbrochen sein muss, wenn man so nel 
zu reflectiren genotbigt ist über die Rüstkammer der 

I 



Digitized by Google 



Geschichte. Li England ist es selbst den conserva- 

tivsten Tories nicht eingefallen , die magna ckarta aus 
dem Staube zu suchen, als man für nöthig fand die 
Verf^issung durch die Refdiinbill umzugestalten. Und 
es ist ein anerkanntes Factum , dass gerade die aus- 
gezeichnetesten Histoiiker sämnitlich seit vielen Jahr- 
zehenden zu den eifrigsten Reformern gehören , ohne 
dass sie sich deshalb mit ihren geschichtlichen lieber- 
Zeugungen im Widerspruche finden« 

Ganz andere Begriff» scheint man bei uns und 
besonders in Ungarn von. Geschichte und geschicht- 
lichen Rechten zu haben; denn vnr hören nur von den- 
jenigen Parteien, welche den gesebichÜichen Portschritt 
in Oesterreich conscqucnt zu verhindern streben, be- 
ständig von historischen Rechten und Traditionen reden, 
und es ist kein Gedanke so unverständig, kein poli- 
tisches Glaubensbekenntniss so unpraktisch, dass nicht 
irgendwo aus einem versteckten Winkel ein altes Per- 
gament als historischer Beweis dafür wäre licrbeigezo- 
gen worden. Ja, es muss jedermann, der sich wahr- 
haft, emstlichst und in emem geistigen Sixme mit Ge- 
schichte beschäftigt, einen tiefen Unmuth über diese Art 
von Beweisfuhmngen empfinden, welche unter dem 
Scheine grosster Unparteilichkeit — historischer Wahr- 
heit — die einseitigsten und unrichtigsten Behaup- 
tungen aufstellen. Wenn man heutzutap^e ein Gesetz 
geben wollte, dass man Diebe hängen solle , und man 
beriefe sich dafür auf die Decrete des Köniois Ladis- 
laus von Ungarn, welche noch viel strenger gewesen 
sind, so würde niemand zweifeln, dass man es mit 
einer wahnwitzigen Idee zu thun habe ; aber nicht viel 
anders ist es, wenn man sich, um die heatige staats- 
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rechtliche Stellung Ungarns zu erkennen und zu charak- 
terisiren, auf die goldene Bulle Andreas II. beruft. 
Und doch haben vnr diese nnd ähnliche für die meisten 
Menschen völlig unverständliche Karitätenstücke als 
die Grundpfeiler des ungarischen Staatsrechtes preiseii 
hören. £s gibt nämlich eine Anzahl alter Königs- und 
Landtagsdecrete in Ungarn, die, weil sie heutzutage, 
mit Ausnahme der Gelehrten, von niemanden mehr ver- 
standen werden, zu jeder beliebigen Interpretation geeig- 
net erscheinen. Das Verfahren, welches sodann die 
Politiker unserer Tage etoleiten, ist ein ganz einfaches; 
sie gleichen einer Henne, m l die die Enteneier, die man 
ihr ins Nest gelegt, treulich hegt, wie ihre eigenen; 
da sitzen sie darauf und pochen auf ihre Kraft , aber 
freilich sind es keine Hühner, die sie ausgebrütet haben. 
Ebenso wird man aus den alten Pergamenten, welche 
durch die mannigfaltigsten Umstände factisch und recht- 
lich beseitigt worden sind, das wahre Staatsrecht nicht 
^tdecken, wenn man sich auch noch so blind und taub 
gegen alles das stellen wollte, was mit diesen Dingen 
nicht übereinstimmt oder in Widerspruch steht. Die 
Geschichte kann allerdings Aufschluss geben über Recht 
und Gesetz der Gegenwart, aber nur dann, wenn sie 
allseitig erkaimt, wenn sie in allen ihren Momenten 
richtig verstanden wird, und vor allem, wenn man ver- 
meidet, einzelnes willkürlich aus dem Zusammenhange 
zu reissen, Glieder und Ringe aus der Kette zu lösen, 
in welcher in ewigem Fortgange die "Rrf ignissc sich 
entwickeln. Wir haben nicht Ursache, der Geschichte 
Oesterreichs aus dem Wege zu gehen. Wahrheitsgetigeu 
wird sie ein Bollwerk sein gegen die Angriffe sdner 
Gegner. 

1* 
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Gleich von vornherein müssen wir uns aber gegen 
eine Anschauungsweise energisch verwahren, welche 
durch die Kühnheit, mit der sie aufgetreten ist, selbst 
diesseits der Leitba hie and da gläubige Anhänger ge^ 
fanden hat. Es ist uns gesagt worden, unsere magy^a- 
rlschen Brader seien im Yerfassangsleben des Staates 
den übrigen Summen Oesterreichs weit voran and un- 
glaublich entwickelter. Was wir in Oesterr^ch jetzt 
erst allmählich zu begreifen beginnen, dessen erfreuten 
sich die Ungarn schon seit undenklichen Zeiten, und 
wenn man sie einladet Tlieil zu nehmen an der Ver- 
fassung, die in Oesterreich seit dem 26. Februar besteht, 
so sähe das beinahe so ans, als ob man einen lieichen 
an die Tafel eines Bettlers ziehen wolle. Ja, man hat 
nicht selten von der tausendjährigen Verfassung Ungarns 
reden gehört, und wie dieses Volk seit tausend Jahren 
im Constitntionalismus geschult sei. Ist es da ein Wun- 
der, dass auch die Deutschen in Oesterreich allmablich 
begannen sich in die Märchen der ungarischen Freiheit 
hineinzuträumen , und dasjenige anzustaunen anfingen, 
was sie als unhistorisch und unwahr zurückzuweisen 
berechtigt gewesen wären. Es gibt Sein liisteller, welche 
von Constitutionen eines Staates reden in Zeiten, da 
der wahren Geschichte zufolge das Volk der Magyaren 
noch nicht über jene Stufe hinausgekommen war, wo 
sich der Reiter sein Mittagsbrot unter dem Sattel seines 
Gaules zubereitete. Diese Gattung von Constitutionen 
mag man taosendjährig nennraiy aber betrab^d ist es, 
dass dagsdlbe Wort^ mit welchem die modernen Völker 
ihre besten Schöpfungen bezeichnen, missbraucht wor- 
den ist, um die Oesterreicher glauben zu machen, sie 
mÜBsten im constitotionellen Leben nach E«rfahrang und 
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Entwickelung hinter den Ungarn zurückstehen. Und 
wahrend es historisch erwiesen ist, dass die sammtr 
liehen Staats-Institutionen der Magyaren von dem mit-, 

telalterlichen Staatswesen der Deutschen einfach über- 
tragen worden sind, dass mau die alten Gesetze der 
Deutschen oft wörtlicli in die Gesetzes - Sammlungen 
der Ungarn aufnehmen Hess, und während jedermaun 
weiss, dass die ganze ungarische Verfassung mit ihren 
Grafen und Grafschaften, mit ihren Falatinen und Land- 
tage sieh in keinem wesentlichen Puncte von der mit« 
telalterlichen Yerfassung der alten Lander Deutsch- 
lands unterschied, so ist man doch noch im Stande 
gewesen, uns ssn erzählen, dass wir die zurückgebliebenen 
Bettler, die Ungarn aber die fortgeschrittenen Manner 
des Constitutionalismus seien. Und so ward denn alles 
verkehrt: während diese aut einer Stul'e von mittelalter- 
lichen Veriassuugs - Formen einfach stehen geblieben 
waren, die wir audcrcu vor mehr als hundert Jahren 
schon überschritten haben, wird jetzt der täuschende 
Schein des Namens dazu benützt, um uns glauben zu 
machen, dass wir die Schüler und jene die Lehrer des 
Constitutionalismus seien. 

Aber d^ moderne Constitutionalismus ist etwas 
himmelw^t verschiedenes Ton dem, was man im Mittel- 
alter so genannt hat. Und die Constitution, die seit 
Mcmtesqnieu in den Staaten Europas angestrebt wird, 
uud die auch in Oesterreich in allen seinen Ländern 
eine Nothwcndigkcit geworden ist, wird nicht identisch 
sein können mit der alten ungarischen Verfassung; 
denn da finden wir, dass das ganze Gebäude ungari- 
scher Staatsrechte noch so sehr im Mittelalter steckt, 
dass selbst noch der letzte Krönungseid, der in Ungarn 
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überhaupt geleistet worden ist, der Kronungseid Kaiser 
Ferdinands im Jahre 1830, an! keine andere Verfassung 
hin geleistet worden als auf diejenige des Jahres 1222, 
also auf eine Urkunde, welche für die modernen Ver- 
hältnisse Oestcrreiehs keinen Sinn hat. Denn wenn man 
heutzutage iu Ungarn oder sonst in Enropa naeh Men- 
sehenclassen fragen sollte, welche sennentra oder Joba- 
yiones t Udvomicij AyazoJics oder dergleichen Namen 
tragen, so wird man sich vergeblich nach den Rechta- 
sobjeetoi der hmUa aurta bemöht haboi. Und ebenso- 
wenig dSifte es dnen Siim liaben, wenn die Gnmd- 
redite der ungarischen VerfiuBsung, die der Konig be- 
schworen sdl, die ansdrüddicbe Bestimmung enihalteny 
dass „die konigHdien Schweane anf die Hntweiden der 
»enieuieg nioht getrieben werden dnifen". 

In solchen Dingen zeigt sidi also ein grosser Un- 
terschied zwischen der r.u beschworenden Charte der 
Ungarn und denjenigen Charten, die im übrigen Europa 
und seit dem 26. Februar auch in Oesterreich existieren, 
zugleich aber gewährt der Kronungseid der ungarischen 
Verfassung denjenigen Classen der Gesellschaft, welche 
heute wol auch in Ungarn eine grosse Bedentnng ge- 
womien haben, nämlich den Bürgern, keinerlei Garantie ^ 
imd Kechtsschutz; denn von Städten und Bürgern ist 
in der noch von Kaiser Ferdinand I. beschwomen Ur- 
kunde mit keiner Silbe die Kede. Nun wissen wir wol, 
dass das ungarische Stautsreclit nicht allein auf der 
htUla aureOf sondern auch auf späteren Landtagsbe- 
sdilfissen baroht, und wir werden von den letsteren 
noch mancherlei tn spredien haben « aber immerhin 
nSchten wir doch für die bcligerliobe Freih«t esner 
^ciftssnng nicht viel geben, deren KronvngBeidbanpt- 
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sachUch va£ die ImUa aursa lantet. Gleich hier aber 
wollen wir noch, eines ümstandes erwähnen , weldier 
im übrigen Europa nicht geringes Staunen erregen wird 
und der in der That eine wundersame Yermischung 
der Zeiten erkennen lässt. Nach dem Decrete des Kö- 
nigs Andreas ist nämlich den Magnaten das Ivccbt der 
Resistenz gegen einen das Gesetz verletzenden König 
eingeräumt worden, und diese Bestimmung hat im Mittel- 
alter so wenig aulfallendes, dass sich dieselbe auch in 
den deutschen Bechtsbiicbem fast wortlich wiederfindet. 
Aber nach den modernen Begriffen der Monarchie hat 
man auch in Ungarn eingesehen, dass dieses Becht 
keinen jsdtgemassen Sinn habe, und so ist denn in einer 
Zeit, wo man fiberhanpt nichts mdir von dem Decrete 
mit Ausnahme eben des fraglichen Passus verstanden 
hat, der Artikel über das Resistenzrecht durch Land- 
tagsbeschluss vom Jahre 1687 aufgehoben worden. So 
sehr es nun auffallend erscheint, dass mau in einem 
Decrete, in welchem kein einziger Artikel zeitgemäss 
war, nur einen und nicht alle gestrichen hat, so ist es 
doch ein erfreuliches Zeichen constatiereu zu können, 
dass auch das ungarische Staatsrecht in einem, wenn 
mh nur negativen Punkte, im Gegensatze zum Mittel- 
alter mit den modernen Gonstitutioaen übereinstimmt; 
nämlich in dem der Beseitigung der aristokratischen 
Vbrredite über die monardiische Gtewalt Es wird sich 
bald zeigen, dass denn auch kein Moment der ungari- 
schen Verfassung eine fimchtbarere Seite darbietet als 
eben dieses, welches die Selbständigkeit und ünverant- 
wortlichkeit der monarebischeu Gewalt involviert. Wir 
werden von diesem Umstände Gebrauch machen, wenn 
wir über die heutigen Fragen der Constituirang Oester- 
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reicbs zu sprechen haben werden. Zunächst müssen 
wir noch einigen anderen Momenten des ungarischen 
Staatsrechts in den älteren Zeiten nachgehen. 

Denken wir nns in die ganze Lage des ungarischen 
Staatswesens, wie es im Mittelalter bestand, so finden 
wir darin im Vergleiche mit demjenigen der übrigen 
österreichischen Länder, wie sie im Mittelalter existier- 
ten, eben keinen cihLblichen Unterschied. Hier und 
dort sind die Landtage aus denselben Elementen zn- 
sammeni^esetzt, hier nnd dort birgt der Staat eine un- 
zählige Menge von iSonderexistenzen, Immunitäten und 
Privilegien in seinem Schosse; nur hierin zeigt sich 
ein Unterschied zwischen Ungarn mid den übrigen Län- 
dern, dafis dort dieses ganze mittelalterliche Crerüste 
als eorptu iwrii fortexistiert, währ^d es hier modernen 
Gestaltmigen Platz gemacht hat. Yor allem aber muas 
ein diarakteristiBches Merkmsd der mittelalterlichen Con- 
stitutionen hervorgehoben werden, welches die TÖUige 
Unmöglichkeit einer Uebertragung und Vermischung 
mit modernen Zuständen beweist. Der Staatshaushalt 
des IMittelalters und daher auch der der ungarischen 
Verfassung wird aus den Kegalieu geschaffen und ist 
in dieser Beziehung völlig unabhängig von der Gewalt 
der Landtage. Heutzutage würde jeder verständige 
Mann gegen eine Constitution protestieren, welche den 
Staatshaushalt als eine spedelle Angelegenheit des Mon- 
archen oder der königlichen Kammer betrachten würde. 
Gerade das wesentliche Merkmal der modernen Con- 
stitution fehlt dem ungarischen Staatsrecht, wie dem 
des Mittelalters überhaupt. Denn wo ist ein Oesetz- 
artikel im ganzen weiten Gebiete ungarischer Rechte 
und Decrete zu finden, welcher die Gebarung der Ein- 
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nahmen und Ausgaben der königlichen liegierung dem 
Landtage zur Ueberwachnng sawiese, oder eine Be- 
stimmang über die Steuern anf den Staats -Domänen 
enthielte, der überhaupt die Schatzmeister des Königs 
vor die Schranken der Landtage stellte? Wir konnten 
diese Fragen ins Endlose Termehren, aber es ist eine 
fast beschämende Aufgabe, über diese Grundbedingun- 
gen jeder modernen Charte zu reden, und wir glauben 
auch, dass wir dit jcnigen nicht belehren werden, denen 
wir die flagranten Unterschiede zwischen dem, was man 
in Ungarn Corpus iuris hungarid, und dem, was man 
in Europa constitntionelle Staatsverfassungen nennt, erst 
noch bemerklich machen müssten. Wol aber hofien 
wir, dass die Behauptung, als enthielte das ungarische 
Staatsrecht in semer ganzen Weitläufigkeit eine fort- 
geschrittenere Entwickelung politischer Rechte und Frei- 
heiten, als sie der Februar dieses Jahres in klarer 
Bestimmtheit dem Gesammtstaate zuweist, niemanden 
mehr ine: machen werden in der Beuriheilung der „hi- 
storischen Rechte." Ja wir müssen es oflfen aussprechen, 
dass lins dem g:cf]^cnüber eine Partei als achtungswerth 
erscheint, welche in ehrlicher Vertheidigung ihrer con- 
servatiyen und retrograden Richtung das Staatsrecht 
Ungarns nichi durch die sophistische Escamotage mittel- 
alterlicher und modemer Begriffe, sondern durch die ein- 
gestandene Vorliebe für die Zeiten des Feudalismus zu 
rehabilitieren strebt. 
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iZahes Festhalten an alten Formen und Staatsge- 
brauchen ist eine Eigenschaft, die wir keineswegs einer 
Nation zum Vorwurf machen müssten. Vielmehr kann 
hierin ^ne Basis gesunder Entwickeiung gefunden wot- 
den. Wohl aber wird es immer einer starken Anre- 
gung bedfirfen, um unter solchen Veriialtnissen das 
zeitgemäss Neue in's Werk zu richten. Glücklicher- 
weise ist denn auch der geschichtliche Gang der Staa- 
ten Europa'g allezeit eben so sehr durch die äusseren Be- 
ziehungen jedes Landes, als durch seine innere Trieb- 
kraft geregelt worden. Die Sonder-Existenzen des Mit- 
telalters? haben überall in Europa den grossen Princi- 
pien der Staatenbildung weichen müssen» und es be- 
steht beinahe kein Staat in Europa, welcher nicht durch 
den geschichtlichen Gang der Dinge, durch die Ver- 
einigung Tormals getrennter Linder und Gebiete auf 
▼eränderte staatsrechtliche Grundlagen gestellt worden 
iräre. Ganz besonders ist diess in Mitteleuropa der 
Fall, und das Ungarn der Arpadischen Könige ist nicht 
dasselbe, welches wir heute zu betrachten haben. Hier 
war es Oesterreich und seine Dynastie, welche nun 
seit mehr als 400 Jahren , seit den Tagen Kaiser 
Albrecht's IL entscheidende £«inwirkuugen auf das un- 
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garische Staatsrecht ausgeübt haben. Wird es gestat- 
tet sein, diese geschichtlichen Verhältnisse einfach zn 
ignoriren, -wenn man das gescbichtKche Recht Ungarns 

beleuchtet? Wir meinen, dass es mindestens eine ein- 
seitige und bedenkliche Betrachtung der ungarischen 
Geschichte ist, wenn man sie aus dem Carpus iuris 
hungarici erschöpfen zu können glaubt. Wir werden 
auch unsererseits uns streng an den Inhalt der Urkun- 
den und Gesetze des Landes halten; aber wir werden 
sie interpretiren, wie sie nach dem jedesmaligen Stande 
der allgemeinen Yerhiltnisse historisch zu interpretben 
sind* Dass man diess in neuester Zeit nicht besonders 
TOn Seite ungarischer Parteiführer geliebt hat, wird 
sich aus einer Keihe von historischen Betrachtungen 
ergeben, ja es wird sich zeigen, dass in der Hauptstadt 
Ungarns in feierlicher und entscheidender Rede die 
wahre Geschichte und das wahre liecht des eigenen 
Landes oä'enbar verfälscht worden ist. 

Lassen wir die Geschichte Ungarns in den wich- 
tigsten staatsrechtlichen Momenten an uns vorüb^* 
gehen. 

So lange der Arpadische Stamm über das selbst- 
standige, unter demselben in den meisten Epochen un- 
abhängige Reidi herrschte, hatte es sdn Gedeihen und 
sein Wachsthnm fast mehr als eui anderes Land im Mit- 
telalter der monaFchischen Kraft nnd der starken Begie- 
rungsgewalt seiner edlen und ausgezeichneten Könige zu 
verdanken. Wir wollen durchaus kein Gewicht darauf le- 
gen, dass doch auch in diesen Zeiten zuweilen eme Lehens- 
Abhängigkeit der ungarischen Könige vom deutschen 
Eciche bestand, und dass selbst noch im 13. Jahrhun- 
dert ein BO vortrefflicher König wie Bela IV. diese 
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Yasallitat beorkunden zu müssen glaubte; wir wollen 
kein Gewicht darauf legen, dass selbst der Stammvater 
der österreidiischen Dynastie als deutscher König noch 
den Lehensverband rechtlich betonen durfte und gel- 
tend machte, denn diese Dinge, wiewohl es nützlich 
ist, sich aji dit seihen zu erinnern, haben heute keinen 
praktischen Werth: wohl aber dürfen wir im Grossen 
und Ganzeu jener Grundidee der Aipadisi hen Herr- 
schaft nicht vergessen, welche in starker Kraft be- 
wirkte, dass die Anfänge des ungarischen Staatswesens 
enge an die Gestaltungen des Westens geknüpft wur- 
den, dass das Keich der Arpaden gleich in jenen Zei» 
ten eine Neigung und Hinweisung an die deutschen 
Nachbarländer erhalten, und dass es darnach einem 
natürlichen Gravitations- Gesetze zufolge för alle Zu- 
kunft mit den österreichischen Landern in Verbindung 
trat. Denn durch diese Ideen wurde das Schicksal Un- 
garns in den folgenden Jahrhunderten vorherbcsimmii. 

Nun ist es eine erkli'u liehe Erscheinung, welche 
bich iu allen Geschichten wiederholt hat, dass gegen 
die Strömung der Zeit, welche schon im 14. Jahrhun- 
dert die Vereinigung Ungarns mit den Nachbarländern 
als eine Notbwendigkeit erscheinen liess, eine ebenso 
heftige Gegenbewegung von Seite der Parteien statt- 
fand, welche die alte Selbständigkeit behaupten woll- 
ten. Es kam dazu, dass die Dynastien häufig wechsel- 
ten; nach dem Tode Andreas des Venetianers waren 
Kämpfe um die Thronfolge eingetreten; dann bemäch- 
tigten sich die Anjou des Thrones, und von diesen 
fiel er mittelst Erbrechts der Tochter Ludwig' s des 
Grossen an die Luxemburger. Als auch dieses Ge- 
schlecht ausstarb, waren die Habsburger Erben der. 
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UDgamchen Krone, aber sie behaupteten sie nicht ^^o- 
fort , sondern inTissten anderen Dynastien bis auf die 
Zeiten Ferdinand's I. weichen. 

Was nun die Thronfolge betrifft, so wurde es 
schwer sein, in diesen Zeiten einen allgemein giltigen 
Grundsatz zu entdecken, d&c sich auf die einzelnen 
F&lle anwenden Hesse. Nicht« destoweniger behaupte- 
ten die Stände der späteren Zeit, dass sie iu der Tlnon- 
folge ein Wahlrecht nusuben dürflen. Aber auf \vol- 
chem Gesetz beruhte denn dieses Wahlrecht? I'iiter 
den Arpaden ist es nicht geiibt worden. Ludwig der 
Grosse ist unzweifelhait durch Erbrecht auf den Thron 
bemfen worden ; auch 8el!)st seiner Tochter wurde das 
Erbrecht nicht bestritten. £benso ist nie ein Bescbluss 
darüber gefasst worden, ob Kaiser Sigismund's Toch- 
ter erbberechtigt sei oder nicht, und faclisch wurde 
ihr G«mal König von Ungarn; dessen Sohn war selbst 
im Mutterleib bereits als unzweifelhafter Nachfolger 
betrachtet worden. Hierauf traten zwar allerdings Wah- 
len von ungarischen Königen ein , aber selbst noch 
Ferdinand T. glaubte persönlich so fest an die Krblje- 
reehtigung seiner Gemalin, dass die Staatsschriftcn je- 
ner Zeit sich sehr ernstlich der Meinung hingeben, es 
habe nur die Erbberechtigung und keineswegs die von 
den Magnaten untemommaoie Wahl den Grund der 
Thronbesteigung abgegeben. Wie steht es demnach 
mit dem Wahlrecht Ungarns? Man sieht leicht, dass 
auch hier das nngarische Staatsrecht auf sehr schwan- 
kenden Fussen steht, und wir konnten diese Fhige füg- 
lich bei Seite lassen, wenn nicht die neueste ungarische 
Staalisrede unerwartet genug von dem möglichen Fall 
redete, als könnte die Wahlberechtigung in der That 
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noch einmal eine liedeutung erhalten , und als durfte 
man sich dann aui' die Jahrhunderte alten Gewohnhei- 
ten berufen. 

Nun weiss aber der Kenner der ungarischen Ge- 
schichte, dass diese alte Gewohnheit im Grunde nichts 
war, als eine zuweilen von den Magnaten angemasste 
Usurpation — ein Gewaltstreidi, welcher der Gewalt in 
missliebigen Fällen entgegengesetst wurde, von dem 
man aber auch Umgang nahm, wenn es den Malaien 
beliebte. Ein gesetzlich anerkanntes Wahlrecht hat es 
in Ungarn nie gegeben. Eine Ordnung, woniach hätte 
gewählt werden müssen, findet sich auch im Corpus 
iuris hungarici keineswegs ; in dem viel berufienen De- 
cret Andreas II. steht kein Wort Ton einer Wahl, und 
kein König von Ungarn hat jemals beschworen, sidi 
an das Wahlrecht sein^ Magnaten halten zu wollen. 
Ebenso wenig hat man jemals einen rechtlichen Mass- 
stab dafür besessen, ob und wann eine Wahl giltig sei 
oder nicht Unzahligemale haben die G^genkonige die 
Wahlen der Habsburger, und die Habsburger die Wah- 
len der Gegenkönige f5r nichtig erklärt, ohne dass die 
einen oder die andern oder die Geschichtsschreiber mit 
Sicherheit hätten entscheiden können, welche Form- 
fehler geschehen und aus welchen Gründen die Wahl 
uugUtig sei. 

Wenn man uns demnadi heute von den alten Kd- 
nigswahlen der Ungarn vorerzählt, so sollte man we- 
nigstens nicht vergessen, dass dieses angebliche staat- 
liche Becht ursprunglich nidit auf einem bessern Funda- 
ment gegründet war, als die WaU des Kaisers von 
Haiti, und in diesem Sinne können wir es mit ruhiger 
Erwartung uns gefallen lassen, dass nach dem Ausster- 
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ben der männlichen und weiblichen Linie unserer Dy- 
nastie das alte Wahlrecht der Ungarn wieder aufleben 
könnte. Dann bedurfte es aber, wie uns scheint, auch 
nicht erst Gesetzartikel, um den Zustand völliger Ge- 
setzlosigkeit za sanctioniren , wie er doch factisch in 
der j^alten Gewohnheit" durch zwei Jahrhunderte in 
Ungarn ezistirt hat In einem Lande, wo überhaupt 
durch zwei Jahrfamiderte und tinger eine wollige Un« 
Sicherheit darüber herrschte, wer eigentlich recht- und 
gesetmassiger Köuig sei, und wo Niemand eine be- 
stimmte Ansicht hierüber auszusprechen wagte, sollte 
billig heutzutage die Rede nicht von dem sein, was 
mau das „Wahlrecht der Stände" zu nennen beliebt. 
Denn wer das Staatsrecht der Gegenwart zu interpre- 
tiren versucht, und es der Welt in systematischer Ver- 
arbeitung vorträgt, als hatten wir es mit einer Justi- 
nianischen Codification zu thun, der sollte wenigstens 
sich scheuen, diejenigen wunden Stellen zu erwähnen, 
welche die Geschichte Ungarns in einem weit schlech- 
teren Lichte erscheine lassen, als die glorreiche Ver^ 
gangenheit semer Kation in der That es verdient Eine 
solche traurige Seite der ungarischen Geschichte sind 
aber die Wahlen der Könige und alles, was damit in 
Verl)indung steht. Denn niemals hat wohl der Adel 
eines Landes eine Usurpation schwerer gebüsst, als der 
ungarische Adel die Anmassung des Wahlrechtes ; eine 
Reihe von Verbrechen knüpft sich au die Ausübung 
desselben, und wie zur Sühne der alten Schuld sollte 
auch das Jahr, in welchem der ungarische Landtag yon 
der alten Usurpation endlich abstand, das Jahr 1687 
durch blutige Erinnerungen in den Jahrbüchern des 
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Landes bezeichnet sein. Ob mdessen die Frag« der 
angarisclieti KönigswaU noch eismal eine praktische 
Bedeutung haben wd, od^ nichts mag dahingestellt 
bldben, was die gegenwärtige Dynastie betrifit, so ist 
▼on keiner Seite besswd^t worden, dass sie die recht- 
missige sei; irir sehw zn, auf welchen Grundlagen 
diese Rechtmässigkeit ruht, mid welche Ansddinung^ 
gesetdicher G^ewalt damit Terbundm ist. 
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enn Kaiser Ferdinand I. im Jahre 1526, als 
er die Anspiache der Habsburger in Unn:nrn für alle 
folgenden Zeiten zur Anerkennung^ brachte, sich auf 
keine besseren Grundlagen des liechtes hatte stützen 
können als auf den tumultuarischen Zusammenlauf sei- 
ner Anhänger in Pressburg, die seine Wahl ToUzotrcn, 
so stände es in der That mit den Gerechtsamen des 
Hauses Habsburg in Ungarn nicht viel besser als es 
mit den Ansprüchen der Zapolya stand, die ja auch 
ihrerseits erwählte Könige waren. Und man müsste 
Oesterreich wahrhaft bedauern , dass es überhaupt je- 
mals mit Uiigurii in Verbindung gekommen ist. Denn 
wäre das Haus Habsburg nicht durch bessere Rechte 
in Ungarn gesichert gewesen, so hätte Oesterreich die 
Opfer an Geld und Menschen in den Tiirkenkriegen 
für nichts aufgewendet; es wäre dann den deutschen 
Kaisem niemals möglich geworden eine Macht im Osten 
Europas zu entfalten, es hätte immer von der Gbiade 
der Ungarn abgehangen, ob diese die Vereinigung mit 
Oesterreich — man hat das eine Personal^Union genannt, 
imd wir werden davon sprechen — ob sie die Habebur- 
gische Herrschaft auch femer anzuerkennen beliebteii 
oder nicht. Unter solchen Voraussetzungen wäre es in 

2 
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der Thai der tmbegreiflicfaste politische Fehler des Hau- 
ses Habsbnrg gewesen nAch der ErwerbuBg eines Lan- 
des m. streben, desB^ Besitz uns mit den Tüiken in nn- 
aufhörlicbelU^ verwidcdie,nndweldie8 Euniidist viele 
Ausgaben Terarsadite und k^ne Einnahmen bot Aber 
unter Yoraussetzangen dieser Art, wie sie moderne Po- 
litiker den Zeiten wol unterschieben möchten, als ein 
Geschenk der nngarischen Magnaten, -welches gegeben 
aber auch genommen werden konnte, hat Kaiser Fer- 
dinand seinem Hause Ungarn nicht erworben. Mit 
dem ganzen Gewichte d(;r Öouveränetät , wie sie der 
Spanier, wie sie das 16. Jahrhundert kannte, hat Fer- 
dinand die österreichische Herrschaft in Ungarn ge- 
gründet. Und er konnte das ftul Orund der Vertrage 
Ungarns mit Oesterreich, 

Schon mit König Matthias hatte Kaiser Frie- 
drich der iU. die bekannten Verträge von 14Ö3 und 
1464 geschlossen, in welchen der entscheidende Para- 
graph lautet: 

,,W<Mten wurde vor grosseren Befestigung der 
'röta^chen Idobe und sur Vergeltung der gnädigsten 
Zuneigung desselben unser» Heim Kaisers und damit 
Bire kuserliohe Majestät desto ber^twiUiger werde die 
Yortbeile dieses Baches und sein Gedeihen sorgfältig 
zu belorden, in Bwathung gesogen und anch beschlos- 
s«ft> falls das Königreich Ungarn im Abgange legitimer 
Sohne oder Enkel unseres Herrn Königs Matthias 
erledigt werden sollte, Seine kaiserliche Majestät oder 
den Sohn Seiner kaiserlichen Hoheit, den Ei dasu be- 
stimmen wird, und im Falle des früliem Abganges Sei- 
ner Majestät den von ihm hinterlassenen Sohn, oder 
falls deren mehrere Hin überlebten, den weldMU das 
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Keich vorziehen würde, dem Königreiche Ungarn nnd 
seiner gesammteu Administration zum Haupte zu geben. 
Weilers muss, wenn das König^reich Ungarn erledigt 
werden sollte, durch die Prälaten» Buone, Magnaten, 
Edle, Eingebome und Einwohner dieses BeidieB Sorg« 
getragen werden, dass Seine kaiserliche Majestät, oder 
deren Sohn mit Baih und kraftigen Bmtand des König- 
reichs Ungarn nach Gewohnheit desselben gekrönt und 
auf friedlichem W t g e in die vollkommene Admini- 
stration des Reiches gesetzt werde, mit thatsächlicher 
Anerkennung als Konig.** 

Konnte schon auf diesen Recbtstitel gestützt König 
Maximilian die Krone von Ungarn behaupten , so 
entschied doch der Thronstreit nach dem Tode Mat- 
thias für den König Ton Böhmen Wladislaus. — 
Aber der Krieg der nnn ausbrach hatte einen Friedens- 
tractat swisehen den Ländern von Oesterreich und Un- 
garn surlS'olge. Und in diesem Fiiedensinstrament lau- 
tet der 10. Artikel noch bestimmter und unbescbriuik* 
ter, als die Urkunde vom Jahre 1463. Er heisst nämlich: 

„Weiter sollen König Wladislaus selbst und 
das ganze Keich Ungarn verhalten sein, jene alten Yer- 
schreibimgcn über die Nachfolge (von 1463 und 1464) 
zu genehmigen, zu bestätigen und zu erneuern, nämlich, 
dass falls König Wladislaus keinen männliehen Er- 
ben erhielte, oder der erhaltene hinsterben würde, ohne 
einen direet von ihm abstammenden mannlioheii Erben 
zu binterlasseUf das Reich selbst mit allen andern anr 
Krone Ungarns gehörigen Bdehen, ProTUizen und Herr* 
Schäften auf seine romiseb-konigliche Majest&t oder.de^ 
sen direet von ihm abstammende Leibeserben ohne wei- 
ters übergegangen sei.* 

2» 
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Hier also sind die Quellen unseres Rechtes l Nun 
könnte Tielleicht eingewendet werden, dass Konig Wla- 
dislaoB naoh den Gewohnheiten Ungarns nicht berech- 
tigt gewes^ sein möchte dnen Vertrag dieser Art zwi- 
schen Ungarn und Oesterreich sq schliessen ohne vorher- 
gegangene Zustimmung seiner Stande, aber glücklicher- 
weise enthält das Friedensinstrument in seinem IL Artikel 
die ausdrückliche Bestimmung , dass der Successions- 
Artikel erst nocli den Ständen von Ungarn und Kroa- 
tien zur Ratification vorgelegt werden solle. Und dies 
ist in der That geschehen. Noch existiren die l'rkun- 
den, in welchen die Stände von Ungarn und von den 
Tereinigten Reichen Ton Kroatien und Slavonien ihre 
Zustimmung zu dem Successionsartikel des Friedens- 
vertrags eiklären. Eine Unzahl von Siegeln sind an 
diese Beitrittserklärungen der Stande gehängt worden^ 
aber wie es scheint fi^ilich nur um zu beweisen, dass 
sich die Enkel jener Manner, die da beurkundet und be- 
siegelt haben, oft genug in revolutionärer Weise Ton den 
Rechten losgezählt, auf denen die Herrschaft Oesterreichs 
in Ungarn beruhte. Wir wiissLen nicht eine Dynastie in 
Europa zu nennen, die auf" irgend ein Land einen bes- 
seren, klareren und bestimmteren Rechtstitel nachzuwei- 
sen hätte, als die Habsburger durch die erwähnten Ur- 
kunden auf Ungarn. Ja das österreichische Staatsrecht 
selbst ist nicht im Stande ftir eine andere Pnmnz einen 
besseren Bechtstitel auizuweisen; wohl aber besitzen 
vir viele Provinzen in ruhiger Zufriedenheit, denen ge- 
genüber das Haus Habsburg eine um&ssende Rechts- 
urkunde wie die vorerwähnte durchaus nicht aufzuwei- 
sen hätte. Der Friedensvertrag, auf dessen Grund Fer- 
dinand der I. die Herrschaft des Hauses Habsburg 
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in Ubgam für immerwährende Zeiten bis auf dea heu- 
tigen Tag rechtlich begründete, ist in der That eines 
der besten BesitzthQmer des österreichischen Staats- 
rechtes und w appeUiren, indem wir hier die Stellung 
Oesterreichs zu Ungarn untersuchen werden, an die 
Geßchiclite Englands, indem wir fragen, ob Englands 
Recht auf Irland besser verbrieft sei, an Frankreich, 
dem gegeniil)er wir nnr an die Isormandic, an lUn-gnnd, 
an Navarra, selbst an den Elsass zu erinnern brauchen, 
um zu zeigen, was aus den Staaten Europa's wurde, 
wenn man selbst so bestimmte Successions- Urkunden 
nicht fiir bindend erachten w&rde. 

Sonderbar genug, dass man* tou S^te der Ungarn 
und besonders ihrer Geschichts- und Rechtslehrer diese 
Grundvertriige tou Oesterreich consequent zu ignoriren 
pflegt, und obwol dieselben erst vor "kurzer Zeit ihrem 
ganzen Wortlaute uacli veröffentlicht worden sind, so 
hätten wir doch gewünscht, in den neuesten Pester 
Debatten doch auch jenen Gesetzes- Artikel erörtert zu 
sehen, der so unumwunden die Rechte Oesterreichs 
anerkennt. Und besonders deshalb wäre es wunscbens- 
werth gewesen, bei so gelehrt aussehenden Rechts- 
Deductionen auf jene Vertrage Rücksicht zu nehmen, 
weil man ja ganz ernsthaft behauptet hat, dass zwischen 
Oesterreich und Ungarn kein „engeres Band" als das- 
jenige bestehe, welches durch „die Identität der Dy- 
nastie" begründet wäre, 

"Wir haben schon gesagt, dass es ein internationaler 
Vertrag war, der am Ende eines Krieges zwischen 
Oesterreich und Ungarn abgeschlossen worden ist, und 
wann hat man je gehört, dass Friedensschlüsse und 
Vertrags-BestimmuBgen dieser Art nur die Könige und 
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Fünten, nicht hhet die Völker Terbinden und veiv 
pfficbten. Eine Bolche Theorie ist unseres Wissens 
noch niemals im Völkenrechte aufgestellt worden. Wenn 

also Ungarn durch einen Staats-Vertrag an Oesterreich 
gekommen ist, so dürfte es schwer n ichzuweisen sein, 
da SS die Völker durch kein anderes Band verbunden 
seien, als durcli die Identität der Dynastie; denn, dann 
wäre ohne weiteres auch die Normandie heutzutage 
nicht mehr verbunden mit Frankreich vereinigt zu 
bleiben, da ja die Dynastie, welche jene Friedensschlüsse 
der £rwerbmig abgeschlossen hat, seit langer Zeit nicht 
mdur regiert. Und Ftenssen müsste jeden Augenblick 
bef&rditen auseinanderzuisllen, wenn die alten Vertrage 
keinen besseren Kitt für die Vereinigung der Provinzen 
gäben. Ja, auch Oesterr^ch tmd Steiermark, das wird 
gewiss unsere biederen Alpen- Bewohner in K?-t:iniieu 
setzen , sind nach ungarischer Theorie imi eiuauder 
durch kein engeres Band vereinigt, als durch die Per- 
sonal-Union — denn die alte Urkunde der Vereinigung 
spricht ausdrücklich von der Erbberechtigung der Ba- 
benbergisehen Dynastie als solcher, und als Lehen vom 
deutschen Seich wurde es bekanntlich nicht cumulativ, 
sondern besonders und ausdrücklich an die spateren 
Hersoge verliehen. Dass nun weiter aber das Band zwi- 
schen Tirol und Oestoreldi em viel loseres wäre als das- 
jenige zwischen Oesterreich und Ungarn, müsste nach 
den ungarischen Staatsrechts - Begriffen schon daraus 
gefolgert werden, dass ja Tirol wiederholt und so lange 
Zeit von den Seitenlinien des Hauses Habsburg ver- 
waltet worden ist, während merkwürdigerweise eine 
Trennung in der Begienmg des eigentlichen Oester- 
reichs und Ungarns nie eingetreten war. 
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Man sieht also leicht, dass eine Uebcrtragnnn; so 
moderner, stAatsrechtlicher Begriffe, wie sie in dem 
Gegensatze Ton Personal- und Real-Union des Staates 
liegen, auf Zustflode vergangener Zdteo fiberbMpt mckt 
stottbAft ist nnd dass die wahren Verhältnisse der Ge- 
schiebte onsorer Lander durch die Eecamotage Staats- 
rechtlidier B^prüEfe ' nicht an^dklart werden kennen. 
Aber es ist ancb ebenso nnebrlich und unerlaubt, die 
EVagen der künftigen Gestaltung Oesterreichs durch 
Berufung auf eine Oesehichte losm zu wollen, die man 
auvor sich selbst^tgen zu diesem Zwecke präparirt hat. 

Auch ohne das Gesetz vom Jahre 1687, auch ohne die 
pragmatische Sanction wäre es eine falsche VorateUung, 
wenn man den Begriff der Personal-Union, auf die ge- 
schichtlichen Verhältnisse Unj^ams übertragen wurde, und 
wenn man schon von einer VergleTcbnn er mit modernen 
Ver'.vnltMngs-PrincipTen reden mnrr. i wird man sagen 
küuuen, dass seit don ältesten Zeiten die strengste Ein- 
heit in der obersten Regierung der Ivänder geherrscht 
hat. Als KönifT Ferdinand I. die ffir Unirarn so ent- 
scheidenden Verträge über die Tlicilung des Reiches 
mit Zapolya geschlossen, so wurde diese Angelegenheit 
keineswegs als eine ungarische bebandelt, sondern wurde 
in des Königs Kalbe in Wien erwogen und besohlosaw, 
und es ist eine bekannte Sache, dass der Cardinal Cless 
Ferdinands L TorzfigUchster Minister gewesok und in 
den ungarisch«! Angdegenheiten arbeitete, obwcl er 
nie eine Würde in diesem Iiande bekleidete. Kazi- 
xnilian H., dessen Bechts- und Gesetalidikeitssinn tgh 
niemandem beetritten wird, beauftragte sogleich för den 
ersten I^ndtag, den er in Ungaitt überhaupt abhielt, 
ein&ch seinen Bmd», den E^zheraog Carl, denselbea 
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zu eroffiien und zu leiten , obgleich dieier weder ein 
gekrönter König, noch überhaupt eine Anwartschaft auf 
die uiigam(^e Krone oder sonst ein ungarisches Amt 
hatte. Und dieser Fall ist sogar in den Landtags-Ar- 
tikehi als ein aUerdings nicht gewöhnlicher, aber mit 
der ausdrücklichen Erklärung au%enommen, dass die 
Stande dies nicht für ungesetzlich gehalten hätten. So 
wenig dachten die Stände jener Zeit an eine Ausschliess- 
lichkeit der obersten Kegierungsgewalt für ibre Pro- 
vinz, dass sie im Art. 46 vom Jabre 1569 ausdrücklich 
auf das alte Vorrecht, dass ihr König immer in ihrem 
Lande wohnen müsste, verziebteten und nur begehr- 
ten , dass er aus einem b^achbarten Lande die Kegie- 
rung führe. Die Folge war, dafls die Amtsführung der 
ungarischen Geschäfte seit MaximUian &8t ausschliess- 
lich in die Hände der deutschen Minister übergieng, eine 
Unbilligkdt, weldie ^e solche Steigerung im Laufe 
der Zeit erfuhr, dass sie selbst im Linzer Frieden eine 
Er-\väbnimg fand. Da verlangte man, dass künftighin 
die Abscbliessung der für Ungarn bindenden Vertrage 
in die Hände geborener Magyaren gelegt werden sollte. 
Ueber dieses und über die Verwaltung der Aemter 
sollten die folgenden Landtage nähere Bestimmungen 
geben. In der That wurden von dieser Zeit regelmässig 
ungarische Hofkanzler nach Wien berufen und hatten 
Sitz und Stimme im Conseil, wie wir noch zeigen 
werden. 

Nun fragen wir aber, d^ten aUe diese Yerhaltnisse 

auf eine Regierungsform, welche mit dem heutigen 
Staats- Begriffe einer Personal-Union etwas gemein hätte. 
Jiocii wollen wir noch auf andere Momente hinweisen, 
aus denen hoffentlich hervorgehen wird, dass von einer 
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Personal-Union zwischen Oesterreich und Ungarn gar 
nie die Kede gewesen ist. 

In den Unruhen unter der Hegierung Rudolf II. 
haben die Stande von Ungarn durchaus keinen Anstand 
genommen, sich mit den Ständen yon Oesterreich zu 
gemeinsamen Berathttngen, ja zu einem formlichen Com- 
promiss in Pressburg zu versammeln und der Kaiser 
war es, der auf die Ungesetzlichkeit solcher Conföde- 
rationen hinwies. Niehtsdestoweni^rer aber verkehrten 
und verhandelten die Ötknde der Länder wie Behörden 
mit einander, bis der revolutionären gemeinsamen Op- 
position durch Ferdinand n, ein Ende gemacht worden 
ist. War das auch die Personal-Union? Da es galt^ 
die sändischen Rechte auszudehnen, hat man sich da- 
mals sehr gern der gemeinsamen Interessen erinnert 
nnd es geltend zu machen gewusst, dass man sich als 
Unterthanen Eines Herrn, ja Eines Bedr&ckers fohle, 
aber der Weg, den da die Stände einschlugen, war 
nicht der Weg, der zu Personal-Unionen führt in der 
Geschichte der Staaten; denn wenn man sieh erinneit, 
wie beinahe in derselben Zeit, als sich dies in Oester- 
reich ereignete, unter Jakob 1. in England und Schott- 
land in den unvereinigten Parlamenten ähnliche Gah- 
nmgen entstanden, so wird niemand behaupten, dass 
nicht aus den Standen zweier Lander mit der Zeit 
gemeinsame Verfassung entstehen konnte. Doch be- 
gnügen wir uns dies anzudeuten, da wir spater noch 
mehr hieraber zu sprechen haben. Was Oesterreich 
betrifft, so war seine Eutwickelung dem gemeinsamen 
Constitutionalismus nicht genei^, keineswegs aber hat 
die Regierung sich von den Grundsätzen der Personal- 
Union leiten lassen. Gehen wir nämlich in der Be- 
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trachtmig der Amtsverwaltung der Kaiser und Könige 
weiter^ so werden wir leicht nachweisen können, das8 
eine immer grossere Centralisadon der Geschäfte statte 
gefimden, yon Fersonal-Umon aber kerne Spur ca fin- 
den sei« 

Denn wir sind gegenwartig dnrdh sdhr sorgfältige 
Forschungen gerade in den Zeiten, welche far die Stel- 
lung Ungarns so entscheidend sind, in denen der pragina- 
tiscben Sanction und den unmittelbar vorhi rirehenden 
über die Geschäftsführung der Wiener Kanzleien sehr 
genau unterrichtet, und es lässt sich aus einer unend- 
lichen Anzahl von Beispielen erhärten, dass die oberste 
Begienmgsgewalt unausgesetzt eine einheitliche geblie* 
ben ist, und dass nicht bloss alle gemeinsamen Ange* 
legenbeiten der mmmtiiehen Eronländer, sondern auch 
die Special'Angelegenheiten der einzelnen Provinzen in 
der gemeinsamen Minister^Conferenz behandelt worden 
sind ; und dies war in den Zeiten vor der pragmatischen 
Sanction ebenso Gebrauch wie nachher. So wissen wir 
z. B., dass in den Angelegenheiten des Rakoczy'scheii 
Aufstandes alle Artikel des Szäthmarer Friedens in der 
Wiener Conferenz berathc n worden waren; — ein Frie- 
densvermittler, wie Pdlfi'y , hat in den Verhandlungen mit 
Kärolyi seineBefehle unmittelbar von Wien erhalten, ohne 
dass eineintenrention desPalatins, des Judex Cutiae oder 
sonst einarungarisdien Amtsperson stattgehabt hätte. Ein 
ahnlicher Fall ist es, wenn zu derselben Zeit Graf Wratis- 
lav an den König Girl schreibt, dass man auf den Antrag 
des ungarischen Kanzlers Hl^hazy die erbländisehe 
Minister-Conferenz zusammenberufen müsse, um zu be- 
rathen, ob es an der Zeit sei, den ungarischeu Land- 
tag, der von einigen Parteien in Ungarn dringend be- 
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gebrt werde, za eroffnen. Und wenn derselbe Grat 
Wratislaw, der gar kein ungaiiedies Amt iime hatte, 
emmal die Bemerkimg macht, dass man toq xiim an 
Ungarn mit Güte tind Bdintsamkeit «gnbemiren* 
werde, so deutet das so sehr auf die einheitliche Gre- 
-walt der Regierung, dass man keines weiteren Beweises 
bedurfte, um diejenigen zu entkräften, welche die Per- 
sonal-Union in Oesterreich historisch deducieren möch- 
ten. Mau kann aber s( llist noch weitere Beobachtungen 
an den alten Gewohnheiten und Verfassungsvcrhält- 
nissen Ungarns und Oesterreichs maclien. So ist es 
gar kdbem Zweifel unterworfen , dass das ungarische 
Palatinat geradezn als ein dem Hoikriegsrath nnter- 
geordnetes Amt in militärischer Beziehung angesehen 
worden ist, und durch nichts wird dies Tielleicht mehr 
bewiesen, als wenn wir Kriegsacten der yerschiedenaten 
Zeiten anschlagen wollen. Schon sn der Zeit, als Prinz 
Eugen den Uofkricgsrath als Präsident leitete , also 
noch vor der pragmatischen Sanction, ist es einem Pa- 
latin, wie Paul Esterhazy, so wenig beigekommeu, sich 
gegen die Autorität des Hofkriegsraths aufzulehnen, 
dass vielmehr der Prinz die Ergebenheit und Treue 
des Palatins in Ausführung der Befehle des HofkriegS- 
laibs bei mehreren Gelegenheiten dem Kaiser rühmen 
mnss. Und dies geschah unter Joseph L, dessen milde 
und G^ewalttfaatigkeiten abgeneigte Katmr au^ bei den 
Ungarn in gutem Andenken ist. 

Kadb dem Erscheinen der pragmatischen Sanction 
wurde die Regierung noch strenger centralisirt ; von 
Carl VI. bis auf die neuesten Zeiten wurden die un- 
garischen wie die böhmischen, die deutschen wie die 
siebenbiirgischea Angelegenheiten unzweifelhaft, soweit 
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sie in oberster Linie die Jieichs-Iiiteressen betrafen, in 
der ConferouE der gemeinsamen Minister beschlossen. 
Es hätte nur eines Blickes bedurft in ein beliebiges 
Conferenz-Protocoll, um diejenigen» welche an der ge- 
meinsamen Regierangsweise Ungarns und Oesterreichs, 
wie sie nun seit Jahrhunderten bestanden hat, noch 
zweifeln können, von dem Gegentheil zu überzeugen; 
das anfibUendste aber ist es wol, dass selbst Italiener 
und zwar Venetianer besser nnterrichtct gewesen sein 
müssen über die Form der Verfassung , nach welcher 
Ungarn regiert wurde , als es seine Parteiführer heute 
über die eigene Landesgeschichte zu sein scheinen; 
denn ein venetianischer Gesandter, der die Verfassung 
in Oesterreich schildert, macht im Jahre 1793 eine 
Bemerkni^, die in der Frage der Personal- Union so 
treffend ist, dass wir sie hieher setzen wollen: Quando 
neÜa ctmfarmga di Stato ii irattano ofari rüguardanH 
41 Regno dt Boenda o qu^lo <P üngheria soglioito respet^ 
tivamente ekiamarsi % due GraneanceUieri eio« U Conte 
Kollowrat per ü primo e il conte Carlo raljj'y per il 
tecondo. 

Nun dürfte man aber nicht glauben, dass in die- 
ser Form der ;Berathung der Angelegenheiten in ge- 
meinsamer Conferenz für die ursprüngliche Einheit der 
österreichischen Verfassung kein bedeutsames Moment 
liegt. Denn wir sind glücklicherweiad im Stande auf 
ein B^piel hinzuweisen, wo diese gemeinsame Bera^ 
thung und Behandlung der Gesdiafte nicht in dem 
Masse bestand wie zwischen Oesterreich und Ungarn. 
Denn fnr die aus dem spanischen Erbfolgekriege 
erworbeuen liänder wurde allerdings ein im Prin- 
cip von der Conferenz völlig unabhängiger Uath des 
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Kaisers gegründet. Hatte fiir Ungarn je etwas Aehn- 
Uches existirt, wie der spanisclie Kath für die italieni- 
schen xind belgischen Provinzen, so hatte es vielleicht 
einen Sinn, die Pereonal-Uniou im Geiste des moder- 
nen Staatsrechts heutzutage für Ungarn zu begehren. 
Aber dass es einmal Österreichische Provinzen gegeben 
hat| welche auch in den obersten Angelegenh^ten dar 
Yerwaltong von den übrigen röllig getrennt waren^ 
und wdche einer selbständigen obersten Behörde un- 
terstanden, während die ungarischen Länder in dieser 
Weise nie regiert worden sind, dies dfmkt uns in der 
That eui so schlagendes Argument gegen jede wie 
immer geartete Personal-Union in Oesterreich zu sein — • 
diese historische Thatsache ist von so vernichtender 
Natur dass jene Behauptungen in ihr Nichts zerstieben, 
die uns die Personal-Union aus der Geschichte dednd- 
ren möchten. Und es wäre eine wahrhaft beschämende 
Erscheinung, wenn diese aus der Luft gegriffenen Be- 
wetsfahrangen, wenn ein System von Trugschlüssen so 
grober Art auf die Zustimmung des grösseren Theiles 
der Bevölkerung von üesterreieh reclinen dürfte. Doeh 
haben wir in der That nicht die Meinung cebabt, als 
seien «geschichtliche Kenntnisse über unsere eigene Ver- 
gangenheit bei uns so wenig verbreitet, und wenn wir uns 
so weitläufig darüber ausgesprochen haben, dass in den 
heutigen österreichischen Ländern niemals eine Regie- 
nmgsform bestand, welche dem modernen Begriff von 
Personal-Unionen entspräche, so haben wir dabei haupt- 
sächlich das grossere Publicum firanKÖsischer oder engli- 
scher Leser vorausgesetzt, die sich för die ungarische 
Frage interessiren. Ihnen werden wir es, wie wir 
hoffen, durch die Fülle der Beispiele klargemacht haben, 
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wie wenig in Oesterreich an eine Personal-Union nach 
dem ganzen Gange nnsercr Geschichte gedacht werden 
könnte; denn unsere Vergangenheit weist uns auf das 
bestimmteste an eine einheitliche Entwickelung unserer 
Verfassung und es ist nicht wahr, dass die Monar- 
chie durch die Dynastie allein maaimneDgehalten werde. 
Es gibt Menschen, welche die Eigenschaft haben, alle 
Dinge mit dem Masse einer gewissen Advocatenweis- 
heit za messen, die sie eben nnr das erkemien lasst, 
was sie sehen wollen. So ist es denn aneh mit der 
Personal-Union gegangen. Sie haben im Corpus juris 
nachgeschlagen, sie haben alte und neue Decrete gele- 
sen, aber sie haben nichts entdeckt als Personal-Union. 
Kings herum lag die schöne grüne Weide der Ge- 
schichte, glorreiche Thaten, durch welche die Völk^ 
Oesterreichs in unzähligen Schlachten mit einander ver- 
bunden waren, aber sie haben nichts entdeckt als die 
Personal-Union. Seit Jahrironderten herrscht unter den 
Völkern Oestenreichs Wechselseitigkeit der Interessen, 
Gleichheit der geistigen und materiellen Bedürfnisse, 
durch welche sie auch nadi stürmischen Epochen im- 
mer wieder an einander geknüpft worden sind — aber 
in Pest hat man eben nichts entdeckt als die Personal- 
Union. Wir haben ein besseres Gedächtniss für unsere 
Geschichte und sie wird zu uns sprechen mit dem gan- 
zen Gewicht ihrer Argumente; während jene Männer 
sich den unbeugsamen Beschützern der Clanverfassung 
Schottlands an die Seite stellen, welche die Geschichte 
Wilhelms IIL ignoriren au können glaubten. 
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T\ enn wir nun gesehen haben, dass zwischen Oester- 
reich lind Ungarn niemals die blosse Personal - Union 
oder etwas dem ähnliches bestanden habe, so könnte 
indessen leicht erwiedert werden, dass dies zwar der 
faktische aber nicht der rechtliche Zustand gewesen sei. 
Und wiewol ein durch Jahrhunderte danernder fiMSti- 
scher Zustand unzweifelhaft in staatsrechtlichen Dingen 
Ton sehr grossem Belange und Gewichte ist, so müsste 
es uns doch sehr schmerstidi sein, wenn die ungari- 
schen Staatsnrknnden , Decrete und Landtagsgesetze 
etwas enthielten , was der einheitlichen Kegierung des 
Monarchen und der einheitlichen Entwickelung der 
Verfassung im Wege stände, oder was diese Dinge 
rechtlich unmöglich machte I 

Und in der That hat man nicht unterlassen sich 
auf die ungarischen Gesetze zu berufen, um dem 20. Oc- 
tober sowol wie dem 26. Februar entgegenzutreten und 
die Lostrennung von der Verfittsung Oesterreii^s zu 
beförworten. Es wird uns also zukommen auch unse- 
rerseits die nngansdien Rechte und Gesetze zu prüfen, 
damit nicht die factiscben Zustande als blosse Gewalt- 
zustaude erscheinen, und d^miit wir entdecken ob, die 
Einfubrong unserer Yeriassung rechtlich möglich sei 
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«der nicht. Ee wird sich zeigen, dass auch von dieser 
Seite betrachtet unsere Sache keineswegs verzweifelt 
ist, wie man glauben gemacht hat. 

Wir haben nämlich schon früher bemerkt, dass die 
soaverane Gewalt in Ungarn in einer ebenso günstigen 
Lage war, wie in den übrigen daterreichischen Landern, 
in dem Pnncte nämlich, dass die Habsbargische Macbt 
sich jederzeit auf ein nnzweifelhaites urkundliches Recht 
stützen konnte. Nun weiss aber jedermann , dass die 
allgemeinen Verhältnisse Europas im Osten während des 
16. und 17. Jahrhunderts äusserst zerrüttet waren, und 
dass da von einem staatHchen Rechtsznstand in diesen 
G^enden im strengen Sinne des Wortes nicht geredet 
werden könnte. Ueberdies war die türkische Herrschaft 
in diesen Zeiten in Ungarn die vorwaltende; die Sachen 
gingen eben wie sie gingen, nns^ Kaiser waren froh, 
wenn sie in jedem einzelnen Falle den Besitztitel für 
künftige Zeiten retteten. Und so liesen sie sich auch 
mehrere Male ihren erbrechtlichen Besitz durch eine Art 
Wahl garantiren, wiewol wir schon gezeigt haben, dass 
entgegenstehende Parteien oft genug andere Könige wähl- 
ten, nnd dass überhaupt ein gesetzlich und rechtlich be- 
2:riindctes Wahlrecht in Unnjarn niemals bestand. Gcnui; 
an dem, dass eine Ordnung der staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse überhaupt erst dann eintreten konnte, wenn 
die türkische Herrschail gebrochen war. Und sofort 
nach der Eroberung yon Ofen hat Kaiser Leopold die 
Ordnung der Dinge begonnen. Auf dem Gipfelpunkt 
einer ungeheuren militärischen Macht nnd des politi- 
schen Uebergewichtes wird jeder denkende Mann die 
Loyalität und Mässigung erkennen, mit der unsere 
Kegierung danuds zu Werke gegangen ist, wenn sie 
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den Neubau der staatsreclitlichen Grundverhaltnisse 
durchaus in Vereinbarunsr mit den alten nnjf arischen 
Land ständen selbst angebahnt hat. Wie waren auch 
damals die Ungarn, nachdem wir sie von dem Joche 
der Türken befreit hatten, in überBcbwSngliehen Dank- 
adressen dem Kaiser entgegengekommen! Wenn nun 
der Kaiser das Erbrecht seiner FaniiUe ein für allemal 
auch for Ungani dahin festsetzen Hess, dass der erst- 
gebome Sohn ipso faetQ Konig von Ungarn sein solle, 
so ist das nichts anderes gewesen, als die Legalisimng 
einer schon zu allen Zeiten bestandenen Gewohnheit. 
In dem oft aufgerufenen Ai-tikel ist nichts weiter ge- 
sagt als dies: ^^Quod a modo iniposterttm ru'inmem alium, 
quam alletituLatae Suae Caesareae et Kegiae Majestatia 
proprii» ex Lumbii tuü descendentium Maseulorum hae^ 
r^dwn Primoffemtum in perpetuum id ipaum et tarn sta^ 
tuwUhu Articulo Vanni 1647 aliisque mperinde exstan- 
Wnu pr0 legitimo tuoßege et Domino ant ludnttm," Eine 
weitere Yeranderong tritt in den staatsrechtlidien Ver- 
hältnissen nicht ein, als dass man dasjenige, was Ton 
IUI zn Fall anerkannt und arliculirt werden musste, 
nun ein für allemal aussprach. Nur in einem Momente 
tritt uns etwas neues entgegen. "Wahrend nämlich nach 
dem älteren ungarischen Recht , wie wir gesehen haben, 
das habsburgische Haus ganz allgemein als das Erb- 
berechtigte angesehen wird, ist hier die Primogenitur- 
Erbfolge ausgesprochen. Betrachtet man aber diesen 
Grundsatz naher, so zeigt sich der Artikel II 1687 als 
nichts weiteres, denn eine Uebertragung des österrei- 
chischen Grundsatzes in die ungarische Gesetzsamm- 
lung. Nach und nach war nämlich in den sammtli- 
chen Kronlandem Oesteireichs die Primogenitur-£rb- 
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folge, wie sie durch die österreichischen Ilansprivile- 
gien verordnet wird, gleichmässig anerkunnter Staats - 
grondsatz geworden, nur in Ungarn war die bestehende 
Gewohnheit nicht codificirt. Indem nun der Landtag 
▼on 1687 auch semerseits dem GmndBatz der übxigen 
Under beitrat, so hat er damit ein aUgemein giltigea 
osterreichiflchea Gesetz anerkaimt und es ist also 
klar, dass man es mit einem allgemein Y^bindlichen 
Reichsgrimdsats zn tfami hatte, dnrdi welchen die oster^ 
reichischen Länder keineswegs bloss in einen personel- 
len, Sündern in einen verfassungsmässig begründeten 
Verband getreten waren. Dabei iiat es gar nichts auf- 
fallendes, dass diese verfassungsmässige Einheit der 
monarohischen Gewalt nach Art. III auf die mäimliche 
Succession eingeschränkt blieb, vielmehr eikennen wir 
hierin ebenfalls nur einen österreichischen Grundsatz, 
weil auch die übrigen Lander ihre £mheit nur durch 
die männHclie Primogenitor garaatirt sahen, und in kei- 
nem Lande Oettsnreichs, mit Ausnahme von Nieder- 
SsteiTeich, für den Fall des Aussterbens des Habsbur^ 
gischen Mannstammes eme unbedingt Terpflichtende Be- 
stimmung vor dem Gesetz der pragmatischen Sanction 
vorhanden gewesen ist. Wir sehen also, dass das Staats- 
recht von Ungarn genau in das nämliche Verhältniss 
zu den iixr Oesterreich allgemein bindenden Gesetzen 
gestellt wtu'de, in welchem die übrigen Kronläuder 
standen. Von einem Ausnahmsgesetz fiir Ungarn aber 
ist weder im Art. II noch im Art, Hl des Landtages 
Ton 1687 etwas zu bemerken, und es ist eine grobe 
historische Unwahrheit, wenn gessgt wird, dass die 
Erbfolge der Habsbui^ in Ungarn dnfiush auf Sep»- 
rat-Tertiigen z^nsdien dea Landstanden und dem Habs- 
burgischeu Hause beruhte. 
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Wie wenig im Jahre 1687 der Landtag in Ungarn 
daran dachte, eine separatistische Stellung gegenüber 
den östejrreichischen Ländern zu gewinnen, geht aach 
daraus henror, dass man den Hofirath des Kaisers in 
Wien nach Art. VHI um zwei ungarische Hoinitbe 
bereitwillig vennehrte, da sich die Gbeschafte der 
Ceotralgewak in Wien offenbar dureh die Vergrdsserung 
des den Tarken abgenommenen Gebietes nicht uner- 
heblich yennehrt hatten, wie es denn überhaupt eine 
woWzuberücksichtigende Vorsorge der ungarischen Land- 
tags-Beschlüsse war, der sogenannten llofcanzelei alle 
Unterstützung zu gewähren. Niemand aber wird in 
dieser Behörde, welche eben die Bestimmung hatte, die 
Verwaltung Ungarns mit der der übrigen Länder zu 
vereinbaren und eine Interessen-Vertretung Ungarns 
bei der Centraistelle des gesammten Beiches au be- 
werkstelligen (Art. 25» iei3; 29, 1636; 60, 1666) ein 
Institnt erkeimen mögen, das dem Clniakter Ton Per- 
sonal-Unionen entspräche. Und dabei mag es gestattet 
sein, gleich hier die Bemerkung hinznasufögen, dass die» 
jcnigon, welche die Personal - Union Ungarns in der 
Geschichte Oesterreichs entdeckt haben, die Existenz 
der ungarischen Hofkanzlei am besten ganz ignoriren 
wurden — wenigstens läge dann eine Consequenz in 
ihren historischen Untersuchungen. 

Doch sollten die Ungarn über ihre Stellung zu 
Oesterreiek noch durch weitere Landtagsartikel aufge- 
klart werte, denn im Jito 1716 besckiftigte siek 
abermab der Landtag mü einer Snoce8siott»*A]igelegen- 
heit^ und es wurde das Tbronbesteigungs-Pateait CftrFs VL. 
in dai Art. II aufgenommen. Nun iet diese Urkunde* 
vom 21. Mai 1712 datirt, und stammt also ana einer 

3* 
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Zeit, wo von der pragmatischen Sanction noch nicht 
die Rede war. Wenn wir nun in dem Diplom Carrs VI. 
den Axt» U des Jahres 1687 hervorgehoben und betont 
sehen, so ist es eine Sache von rein formeller Natur, 
wenn die Stände äm Art. III desselben I^andtags sei- 
nem zeitgemässeu luiiaite nach reproducirtcn. Nun be- 
gegnen wir aber in Deäk's liede dem wahrhall unbe- 
greiflichen Vurstosö, das» dieser selbe Art. III als eine 
Subsidiär - Quelle der Interpretation der pragmatischen 
fcJaiictioa herbeigezogen wird. Und während weder in 
Art. m 1687 noch in lU 1715 auch nur ein einziges 
Wort so lesen, iat über die Frage der «dldidien Erb- 
folge, wird von Seite Herrn Deäk*s nngoiiit behaup- 
tet, Kaiser Carl YL habe for den Fall des Auaster^ 
boiB der weiUidiMNaehkommeiisdiaft das freie Wahl- 
nndYerf&gangsreGht Aber d^ Thron den Ungarn selbst 
mgestaDden. Hianms soll dann, wie man weiss, der 
B^riff der Fersonal-Ünion hauptsächlich haausfliessea; 
aber wir woliw hier gar nidit diese Schlussfolgeran- 
gen prfifoi, wir wollen hier vorläufig diese Fragra 
ganz unberührt lassen, nur das müssen wir gleich hier 
bemerken, dass in der Fassung des Herrn Deak 
die ganze Interpretation in der Luft hängt. Denn wahr 
ist nur dies, dass vor dem Erscheinen der pragmati- 
schen Sanction bloss der männliche Stamm lur die ge- 
sammteu österreichischen Länder erbberechtigt war, 
und dass im Falle des Absterben k des Maansstammes 
nach ni 1687 und IH 1715 die österreichischen Län- 
der auöcinanderfielen. Da aber nachher die pragmati- 
sche Sanction das Erbrecht auf die weibliche Linie 
Übertrag, so wird Niemand zweifeln, dass durch die 
pragmatisdie Sanction, da sie in die LandtAgsartikel, 
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"Wie sich gleich zeigen wird, aufgenommen worden ist, 
dcu iruheren Gesetzen in Bezug auf das Eintreten des 
Wahlrechts nach Außsterben des Mannsstammes dero- 
girt worden ist. Was will also Herr Deäk mit dem 
Art. III von 1715 beweisen? Etwa dies, dass wir 
ausser der pragmatischen Sanction kein aJlgemeia gil- 
. tiges, fiir alle Länder bindendes Reichsgrundgesetz ge- 
,habt haben ? Dazu branchte er wahrlich keinen Gesete- 
artikel zu dtiren, denn dies hatte ihm hei nns Jeder- 
mann zugestanden als eme traarige Wahrheit, die tot 
dem 20. Octoher 1861 alle Länder gleich schwer ge- 
troffen hat. Wollte er aber die pragmatische Sanction 
auf Grnnd der angezogenen Artikel in dem Sinne in- 
terpretii en, als hätte dieses Reich sgrnndgesetz eine nicht 
in allen Ländern gleichwirkende Kmft nnd Bedeutung 
besessen, so müssten wir ihm entgegenhalten, dass seine 
beliebten Artikel nichts sind, als eine antiquarische 
Rarität; denn es handelt sich hier nicht um die Fra- 
gen, welche eintreten könnten, wenn auch die weib- 
liche Linie des Hauses Habsburg ausstürbe, nicht mn 
dasjenige Staatsrecht haben wir mis zu beknnmiexn, 
welches dann auf Grnmd jener Artikel in einer illuso- 
rischen Zeit gelt^d gemacht werden könnte, sondern 
um das Staatsrecht handelt es sich, welches durdi die 
pragmatische Sanction selbst geschailen worden ist. 
Und wir glauben, dass alle staatsrechtlichen Ansichten 
und Untersuchungen der heutigen Zeit in allen Län- 
dern dahin zielen, das darzustellen, was wirklich ist 
und Giltigkeit hat, nicht aber von demjenigen zu re- 
den, was da sein wurde, wenn etwas Anderes nicht 
wäre; das nberlässt man billig denjenigen, die sich in 
AdTokaten-Kxmststucfcen üben wollen. Wir unsererseits 
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smd leider nicht in der Lage, auf dieses Gebiet za 

folgen. Wir halten rms an das Gegebene, und gege- 
ben ist die pragniatisclie Sanction. 

Wenn wir mm schon in Art. II von 1687 die An- 
erkennmig eines allgemein giltigen österreichischen 
ätaatsgnmdsatzes betonen durften und gezeigt haben, 
wie dadurch eine Gemeinsamkeit des Hechts eingetre- 
ten war, so kündigt sich die pragmatische Sanction 
gleich selbst als ein solches Beiohsgnmdgesetz für ganz 
Oesterreich an. 

Indem wir nan aber an die Besprechnng dieses 
fnr Oesterreichs Geschichte wichtigsten Gegenstandes 
herantreten , . befinden wir uns gleich über die Quellen 
unseres Staatsrechts mit Deäk in einer bedeutenden 
Differenz, denn die ungarische Anschauung scheint hart- 
näckig dabei zu verharren , dass man nur das Corpus 
iuris, nichts darüber und nichts daneben zu kennen 
brauche, um über die österreichischen und imgarischen 
Staatsverhältnisse und Beziehungen aufgeklärt za wer- 
den. Und wäre es auch nur, nm die Intentionen des 
Gesetzgebers zn kennen — und GüesetEgeber ist doch 
Carl VI. in unsenn Eall — so wäre es gewissenhaft 
gewesen, wenn Herr Deak sich in den Quellen der 
pragmatischen Sanction genauer umgesehen hätte ; denn 
er hat aileniings Recht gehabt, ■wenn er die Bedeutung 
seiner historischen Untersuchungen fiir den Zweck, den 
er verfolgte, sehr hoch anschlug. Aber leider war ihm 
die Geschichte der pragmatischen Sanction zu wenig 
bekannt geworden, sonst hätte er wissen können, dass 
die Kroaten noch vor dem Erschemen der pragmati- 
schen Sanction ihrerseits die weibliche Erbfolge, wie 
sie im Erzherzogthum Oesterreich seit Jahrhunderten 
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staatsrechtlich begründet -war, anerkaimt tmd ausge- 
sprochen wissen wollte, nnd dass in dem darauffol- 
genden Jahre Carl VI. das merkwürdige Staatsgrund- 
gesetz als ein allgemein verbiiRiiiches bereits rechts- 
kräftig verkündet hat. Nun existirt eine eigene Ur- 
kunde über den feierlichen Act, durch welchen am 
19. April 1713 um 10 Uhr durch die persönliche Ver- 
kündigung Carl's VL das Reichsgesetz für alle Län- 
der in Kraft gesetzt worden ist. Und es ist ein be- 
zeichnender Umstand, dass der Kaiser gleich bei die- 
ser ersten Fkomnlgatioin die Untheilbarkeit und 
Einheit des Keiches Tomehmlich betonte. Da über- 
dies die ganze Handlung nur als die Dnrcfaßihnmg 
älterer pragmatischer Gesetze, nnd zwar insbesondef^ 
der Testamentarischen Verfügungen der frühereu Kai- 
ser, und besonders des Gesetzes I^« tfju ld's I. vom 
12. September 1703 verkündet wird , so ^\ud ■4chon da- 
mit die Quelleu der Interpretation des (ieäetzes hin- 
reichend bezeichnet. 

Nun konnte man einwenden, dass ein Staatsact 
wie der, -weldier am 10. April 1713 in Wien vorge- 
nommen worden ist, für Ungarn gar keine yerbindliche 
Kraft gehabt bitte, aber dies wird sich sogleich als 
eine nnstatthidfte Annahme zeig^; denn die feierliche 
Verkündigung der pragmatischen Sanciion ist nach den 
alten urkundlichen Formen verbrieft und besiegelt wor- 
den. Es waren Zeugen benifen, welche für die Recht- 
mässigkeit df s Inhalts einstehen mussten, und welche 
schon dui'ch ihre Gegenwart die Verantwortlichkeit des 
Actes trugen. Jedermann, dem nnr Einiges über die 
diplomatischen Gebrauche fiüherer Jahrhunderte be- 
kannt ist, wird diese Bedeutung der Zeugen einer Ur- 
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kimde aneikeimen. Da finden w jum, dass dem Staats- 
acte vom 19. April 1713 niobt bloss der ungarische 
Hofkanzler Graf UL^sliazy, sondern auch der Judex 
euriae Graf Nicolans Fdfly rechte nnd gesetzmassig 

beigewohnt haben. Zieht man hiezu in Betracht, dass 
der Kaiser „als jetziger alleiniger absoluter Herr" 
seiner Königreiche und Erblande die pragmatische Sanc- 
tion eriiess, so ist die für alle Kronläuder gleich ver- 
bindliche Kraft der pragmatischen Sanction völlig ausser 
Zwdföl gestellt. Wenn demnach die Beschlüsse der 
pragmatischen Sanction in den Diaetal-Acten Ungarns 
aucJi nicht besonders codificirt worden waren, so würde 
das Staatsiecht Oestoreidis doch nicht im mindesten 
dadurch verandert Zum Ueberfluss aber hat der Land- 
tag von 1723 die Beetimmungen der pragmatischen 
Sanction auszugsweise in die Diaetal - Achten eintragen 
lassen. Wenn nun die Untheil barkeit und Einheit der 
österreichischen Länder und das allgemein verbindliche 
Gesetz der weiblichen Succession nunmehr als ein 
Staatsgrundgesetz aufgefasst werden darf, das eine Los- 
trennnng der einzelnen Provinzen für die Zukunft nicht 
gestattet, weder in der Form der Perscmal-Union, noch 
in der Form der Erwahlung eines selbständigen Lan« 
desförsten, so darf man mit Becht es ak eme starice 
Vermischung der Geschichte brandmarken ^ wenn Je- 
mand behauptet, dass zwischen Ungarn und den übri- 
gen österreichischen Ländern etwas anderes als eine 
Personal-Union nie bestanden hat und bestehen könne. 

Doch heben wir noch Linen formellen Punct her- 
vor, der vielleicht noch ein helleres Schlaglicht auf 
das Verhäitniss wirft, wie es zwischen Ungarn und den 
übrigen Landern bestand. Man weiss, dass es yersdiie- 
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dene Ausfertigungen der pragmatischen Sanction gibt. 
Unter andern zeigt diejenige, welche für die Nieder- 
lande bestimmt war, wie man sich einem Tjande gegen- 
über zu verhalten wnsste, das staatürcchtlicli nicht un- 
ter einem gemeinsamen Bande der Union stand. Aber 
für Ungarn findet sich von einer derartigen m-kund- 
lichen Ausi'ertigimg keine Spur. Es wird in die Kate- 
gorie jener Landergruppe gestellt, die man schleclitwcg 
mit dem Namen der Erblander besndinete. Wollte 
man damit etwa von Personal -Union geredet haben? 

JDodi vroHea. m nicht den Yerdacbt auf nna zie- 
hra» als ahmten wir das Beispiel des Herrn Deak nach 
und. wollten, wie dieser alles ignoriert, was nidit in 
nngarisdiailJrkmiden steht, unsererseits nmi dieDiaetal- 
Acten aas der Betrachtong fortlassen. Und wir wün- 
schen dies um so weniger zu thnu , als die betreffen- 
den Artikel der Diaetal-Acten in der That eine ganz 
▼ortreffliche und meisterhafte Bedaction der Bestim- 
mungen des Staatsgrundgesetzes vom 19. April 1713 
genannt werden dürfen; eine Arbeit, die mit klarem 
Verständniss und ausgezeichnetem Scharfsinn in den 
Geist unseres Staatsrechtes eingeht. Wir heben diese 
Vorzüge der Codification nur l'iir diejenigen Puncte, 
die uns hier bcüünders betreffen, hervor, nicht für die 
Fragen des weiblichen Successions - Rechtes , sondern 
der Einheit des lieiches. Da sind wii- denn sehr erfreut, 
die Intentionen onseres Gesetzgebers, die wir schon 
kamen gelernt Haben, in den ungarischoi Artikeln fi»st 
noch Uanr ausgesprochen zu sehen, als es in der 
pragmatischen Urkmide selbst geschieht Denn, „das 
Gesetz," so heisst es ja ansdr&cklich in Art.!, „sei 
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bestimmt und werde anerkamit: 'pro §tabilienda in omnem 
casum, etiam contra vim etBtemam timone, für die in 
jedem Fall unter anderm auch gegen die auswärtige 
Macht zu b^rundende Einheit." Und wenn in Ueberein- 
stimmung mit der pragmalisdien Sancüon seU)st be» 
sonders die Gleichheit des staatsrechtlidien Gesetzes 
för alle Lander, 'in et extra Gemianiam^ „iu und 
ausserhalb Deutschlands," hervorgehoben 
wild, 80 verrath das ein sehr feines Ycrständniss 
für die oppositionellen Demonstrationen, die etwa 
gegen das Gesetz früher oder spater gemacht werden 
möchten, wenn sich jemand beikommen liesse, aus der 
Stellung der deutschen Länder Oesterreichs einen Gre- 
gensatz gegen die Einheit des Keiohes zn dednciren. 
Dass daneben im $.1 die Anfrecfathaltong der FiriTi- 
legien und des Sel^OTemment in Ungarn gefordert ist, 
schwächt nicht etwa den staatsrechtlichen Begriff der 
Union, sondern wird unserem Beweis erst einen voll- 
ständigen Abschluss geben; denn halte luan eine Per- 
sonal-Union einfuhren wollen, so wäre mcht uÖthig 
gewesen, die provinziellen Rechte dem Gesammtreick 
gegenüber erst noch zu betonen. Dass aber Selbstver- 
waltung eines Landes und Einheit der Regierung sich 
nicht ausschliessen, seh^ wir in E<ngland und sehen 
wir in den Urkunden des 20. October und 26. Febroar. 

Man erkennt also, dass das Staatsgmndgesetz der 
pragmatischen Sanction weit mehr ist, als ein blosser 
Vertrag zwischen Ungarn und unserer Dynastie, und 
man muss über die Kühnheit erstaunen, mit welcher 
solclie Dinge belianptet werden, wie das, was jüngst 
in Pest gehört worden ist. Sollte sich aber jemand auch 
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jetzt noch durch das Argmuent von dem rechtlichen 
Aufhören Oesterreichs im Falle des Aiissterbens der 
Dynastie überhaupt täuschen lassen über den wahren 
Inhalt und die gesetzlichen Bestimmungen der pragma- 
tischen Sanctioa selbst, dem wäre freilich nicht anders 
entgegenzutreten, als mit dem echnsi'ichtigcn Wunsche 
einer recht langlebigen Natur unserer Djuahlie, JaujiL 
das Staatsrecht der pragmatischen Sanction noch recht 
lange in Gdtong bleibe. 



V. 



Wir kommen nun zur Betrachtung der Periode, 
welche aui' Grundlage des Gesetzes der pragmatischen 
Sanction eine für alle Länder Ocstt rreinhs gleich wich- 
tige Zeit der Entwickelnng und des stxiatlichen Fort- 
schrittes geworden ist; aber allerdings war es eine Zeit 
vieler politischer Störungen und Kämpfe von onten und 
von oben. Es ist nicht unsere Sache hier za zeigen, 
vie nene Ideen eines revolationären Zeitalters, wie die 
gesteigerten Bedüziniflse der Entwickelung der Nationa- 
litäten in den Gang der grossen, zum Tlieil in feudaloii 
Geleisen sich bewegenden Maschine manohen Brach 
gemacht haben. Die zweite Hüfte des achtzehnten 
inid das neunzehnte Jahrhundert ist nirgendwo nihig 
verlaufen, und nirgends ist eine solche Stetigkeit im 
Rechtsleben der Völker zu bemerken wie in den Pe- 
rioden des Mittelalters. Auch in Ungarn ist vielfach 
an dem alten Rechtsgebäude gerüttelt worden. Der 
Josephinismns ist dort auf einen unbesiegbaren Wider- 
stand gestossen, und wollen wir die Continaitat der 
Bechtaentwickdiing nicht ans dem Auge lassen, so wer- 
den wir m dem Landtage von 1790—1791 nnd seinen 
Beschlüssen die unzwei^hafte Fortbildung des ungari- 
schen ProTinzial-Rechtes zu erblicken haben. 
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In diesem Sinne fassen wir auch die Gesetzartikel 
der Landtage von 1790 bis zum Jahre 1848 auf, und 
es sei weit entfernt von uns, eine missgiinstige und d 'ii 
speciellen ungarischen Rechten feindselige Auslegung der- 
selben eintreten zu lassen. Wir glauben im Gegentheil, 
dass die Einheit der Monarchie in allen das gesammte 
Beich betreffenden Angelegenheiten so fest begründet 
und auf der pragmatiachen Sanction so gesidiert da- 
stand, dass man die möglichst freie Entwickelong der 
speciellen ungarischen Landes-Angelegenheiten nur mit 
Freuden begrüssen rnnss; denn es ist viel auf den 
Landtagen dieses Zeitraumes für die Hebung der Cultur 
und Civilisation, für das Wohl des Landes, für die zeit- 
gemässe Fortbildung des Geriehtswescns, der Verwal- 
tung und der Verfassung geschehen. So sein* wir nun 
bald die Thätigkeit der Landtage in diesen Zeiten an- 
zuerkennen yerpflichtet sind, so entschiede müssen wir 
uns vom staatsrechtlichen Standpuncte gegen die fie« 
hauptnng verwahren, als sei etwas auf denselben bera- 
then, beschlossen oder sanctionirt worden, was gegen 
die bestehende Ordnung der Beidbsrer&ssung Verstössen 
hatte. Niemals ist vor dem Jshre 1848 ein Artikel in 
die Landtagsacten eingetragen worden , der die Ge- 
sammtraonarchie in ihrem Bestände bedroht oder auf- 
gehoben hätte ; niemals ist ein Gesetz erlassen worden, 
durch welches in dem bisherigen Wesen der österrei- 
chischen Keichsverfassung etwas verändert ward. Wenn 
es in der Zeit der scharfen Opposition gegen das Jo- 
s^hiniscbe fiegime, in einer Zeit, wo noch überdies 
der Staat in unglückliche äussere Kriege verwickelt 
war, in dem letzten Jahrzehent des vorige Jahrhun- 
derts, unterlassen worden ist, an der GrundTerfitssung 
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und den Girndvedifigeii OeBterreiohs etwas m andern, 
80 darf man annehmen , dass eine separatistische Ten- 
denz, welche die Einheit mit Oesterreich lockern oder 
etwas anstreben wdUtCy was man heutzutage die Per- 
sonal 'Union lu nennen beliebt, damals nicht vorban- 
den war. 

Man hat uns nun zwar auf den zehnten Gesctzar- 
tlkcl 1791 hingewiesen, um za beweisen, dass die Idee 
einer Personal - Union darinnen ausgesprochen sei uad 
zu Tage trete, aber wii' konnten dies bei aller Anstren- 
gung nicht entdecken, denn dort ist bloss von der 
inneren Verwaltung die Hede, von einem Augrifie auf 
die in der pragmatischen Sanction gewährleistete Reichs- 
einheit findet sidi k«ne Spnr: „Obsohon nach der durch 
Art I nnd II dra Jahres 1723 ancSi in Ungam fest- 
gesetzten £^bfi»]ge des wdibliehen GfescUechtes des 
erlauchten osteirdchiBdienHanses diese immer demselben 
Forsten ankommt, der die übrigen EtfaUmder nndRdche 
in nnd ausser DentscUand nadi der &stgesetsten Brb- 
folgeordnong nngetheilt nnd nngetrennt besitzt, so bleibt 
doch Ungarn mit den damit verbondenen Thdlen ein 
fieies Xiand und hinsichtlich snner ganzoi gesetzli- 
chen Verwaltung (idleDicasierien mit einverstanden) 
unabhängig, d. h. keinem anderen Beiche oder Volke 
unterworfen, sondern ein solches, das seine dgraie 
Verfasaunj^ und Verwaltung besitzt, folglich durch sei- 
nen rechtmiissig gekrönten König, also auch durch Se. 
geheiligte Majestät und dessen Erben nach eigenen 
Gesetzen uud Gewoimheiten , nicht aber nach der Art 
der übrigen Provinzen zu beherrschen imd zu verwal- 
ten ist." 

Wiewol wir nun nicht glauben, dass über diesen 
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Artikel irgend ein Zweifel obwalttii konnte, so müssen 
wir ihn doch eingehender besprechen , weil er beson- 
ders als ein Beweis für die Personal - Union angefiihrt 
worden ist. Nun ist es ein anerkanntes Factum, dass 
durch Joseph IL die Eechte der Stande überall herab- 
gedrac^ worden waren. Audi waren die Staude der 
übrigen FroTinzen nidit wieder znaammengetreten, wie 
die Ton Ungarn i sollte also der Landtag das nun ein- 
getretene MissTerhaltnies nicht aasdräcUidii betonen, 
und sollte er sich nicht yerwahren gegen die Art, wie 
nun die übrigen Provinzen verwaltet worden sind? Es 
wäre in der Tliat ein Todesnrtheil, das sich der Land- 
tag selbst ausgefertigt hätte, wenn or die ähnliche V^er- 
waltung der inneren Angelegenheiten des Landes gut 
geheissen hätte! Was ist nun aber AulOallendes bei 
diesem Artikel? Hat sich etwa in der obersten Regie- 
nmg des Beiches etwas geändert!' Blieben nicht nach 
wie TOT die Hofkanzleien in Wien, ward die Beichs- 
Ter&ssnng, wie wir sie schon kennen gdiemt, modi^ 
fioirt? Von alledem findet sich kerne Spnr, nnd dass 
dies alles nicht geschehen, dar&ber brach in Ungarn 
keinerlei Unznfiiedenheit aus, niemand hat eich da- 
gegen erhoben. Die autonome Selbständigkeit, die den 
Ungarn nach Recht und Gesetz in der Verwaltung 
ihrer inneren Angelegenheiten von jeher zugekommen 
ist und auch künftig zukommen wird — diese sollte 
durch d^ X. Artikel gewahrt werden und weiter nichts» 
Wollte man den Landtagsbeschlüssen von 1790 eine 
andere Auslegung geben, so Messe dies wahrlich der 
ganzen folgenden Regierungsperiode bis auf das Jahr 
1848 den Stempel der Gewaltthätigkdt aufdrucken, eine 
Ansicht, die in der That zu albern wäre, als dass wir 
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glauben könnten, sie Wierde ernstlich von Jemanden 

gehegt. 

Es verhält sich ganz ähnlich mit dem XII. Arti- 
kel des Landtages von 1790, der im Crrtinde bloss eine 
Keproduction des Art. YIII 1741 ist, und der sich 
eigentlich direct g^;en die Josephinische Regierung 
-wendet und schon aus diesem Umstände erkennen lässty 
wie wenig an derBeichsregiening dnrch denselben ge- 
ändert werden wollte. 

Wenn wir nun diesen Artikeln ebensowenig wie 
den vortrefflichen Gresetzen über die Beligionsverhilt- 
nisse, die auf demselben Landtage gegeben worden sind, 
die grösste Bedeutung für die innere Entwickelung Un- 
garns absprechen möchten, so ist doch auch fi'ir die 
G* danken der Reichseinheit Oesterreichs in den ver- 
häiigiiissTollen Jahren der französischen Kriege etwas 
entscheidendes geschehen. 

Die Erhebung der gesammten osterrachischen Län* 
der zum Kaiserthum Oesterreich und zwar zu einem 
Erbkaiserthum, erscheint uns für die Beichsentwicke- 
lung ein analoger Fortschritt, wie es die Landtagsbe- 
Schlüsse för die Fh>vinzial-Entwickelung waren. 

Das Patent vom 1. August 1804 wurde audi in 
Ungarn anerkannt, und es hat sich nicht nur keinerlei 
Opposition gegen dasselbe gebildet, sondern gleich der 
Landtag vom Jahre 1805 wurde vom Kaiser sofort als 
IJereditarius Austrie iinperator erÖffiiet, und demgemäss 
lautete die Ansprache der Stände: Sacratüsima Caesa- 
rea et Caesarea Regia MtffUUu* Nun würde dies sich 
vielleicht als eine reine Form und Personalfrage bezeich- 
nen lassen, aber die Ungarn hatten alle Ursache den 
gesammten Inhalt der kaiserlichen Urkunde anzneiken- 
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nen , denn dieselbe verbürgte neuerdings ihic pro- 
viiizialen Kechte in Betreft' der Landesverfassung und 
der inneren Verwaltung. Indem aber die lleichseinheit 
als solche daneben aufrecht erhalten und gewahrt bleibt, 
imd nun auch durch das Kaiserthum ernea äusseren 
Ausdruck erhali) so ist es Tnedemm mehr als die blosse 
Personal-Union, was hier zur Anerkennung gelangt ist. 

Wenn nun aber die folgendoi Jabtzehnte des 19. 
Jahrhunderts in der R^»ung des Kaiserthums eine 
immer mehr henrortretmide Hinneigung zu absolutio 
stischen Grundsätzen erkenne liessen, wenn in ^er 
Z^t, wo in ganz Europa die freiheitlichen Principiexi 
zu allgemeiner Geltung sich durcharbeiteten und das 
Bewusstsein aller Gebildeten durchdrangen, wenn in 
dieser Zeit geistigen Fortschrittes in der Reichs*- 
Kegiemng und Länder -Yerwaltnnn;; immer mehr re- 
aetionäre und bureaucratische Frincipien 7.nr Gel- 
tung kamen, so war das für die Interessen der Gre- 
sammt - Monarehifi mindestens ebenso unglüeklich und 
unheilToll, wie für die Freiheiten und Privilegien der 
einzelnen Länder. Wir wissen ganz wohl, dass wir die- 
sem Systeme der Untcrdriu'kiinsc die sehlimme La^yc 
zu danken haben, in der wir uns heute befinden, aL>er 
mit dem Staatsrechte als solchem hat diese unglück- 
liche Politik, weder die eines Metternich, noch die deg 
JSiflünisteriums Schwarzenberg -Badi, in iigwd räneir 
ßeziehung etwas zu thun. Und indem wir hier 
die staatsrechtlichen nnd TerfiMSungsmassigen Ftagen 
0«8terreidis erort^, könEUen wir nur «vi die Mo- 
mente der Bechtsentwickdung unsere Aufmerksamkeit 
lenken, ja| wir würden überhaupt auf jene Tep. 
scliiedenheiten nicht erst hingewiesen haben , w^n 
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so 

-wir nicht wüsaten, dasB man es heutsutage nnr zu sehr 

geliebt hat, Oesterreich, die Reichseinheit, Despotismus, 
Absolutismus uiid alle diese Dinge unter ciiiauder zu 
werfen, um nur die Lösung der schwierigen Fragen 
noch mehr zn erschweren. 

Als man in Ungarn im Jahre 1847 — 1848 an die 
Ausarbeitung einer völlig neuen, auf neuen Grundlagen 
ruhenden Verfassung ging, befeinden sich alle Gemüther, 
das wild niemand laugnen, in einem Zustande der Auf- 
lehnung gegen Oesterreich und sein System. Und wah- 
rend es in Oest^eich for die Gresammt-Monarchie an 
einer jeden im freisinnigen und modernen Sinne geord- 
neten Centrai-Gewalt fehlte, musste es ein natürlicher 
Wunsch Ungarns sein, selbst durch die Lösung der 
alten Verfossuuu^sbande zu einer ncueu (Testaltuiia: zu 
gelangen. In diesen Zeiten wird man also wohl die 
ersten Spuren des BegriÜ'es der Personal - Union mit 
Oesterreich zu suchen haben. 

Sehen wir nun aber auf die Artikel des Landtages 
Tom Jahre 1848, so ist es zwar kein Zweifel, dass sie 
in der Form als Landtags-Artikel erscheinen, wie vor 
ihnen tausende; aber im Inhalte befinden sie sich im 
geraden Widerspruche mit alledem, was wir als öster- 
reichisches und ungarisches Staatsrecht kennen. Sie 
waren nicht aus der Entwickelung der Dinge her^'or- 
geiJCangen, sondern setzten ein Vü]li<i; neues lieelit fest, 
wozu dem Landtage die Com[)eteiiz ötaatsrechtllch 
mangelte; denn der Landtag von 1848 hat sofort eine 
Ver£A8Sttng geschaffen, wdche nicht bloss Ungarn, 
sondern ganz Oesterreich in seinen staatsrechtlichen 
Fundamenten erschütterte. Wohl ist dies eine Ver- 
fassung, welche dasPtoductreformatorischen Geistes ge- 
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genüber den mittelalterlichen Formen war, und ia 
sofern ist es nicht unsere Aufgabe, dagegen zu pole- 
misiren, aber wenn es wahr ist, dass Ungarn nicht seit • 
Alters in einer Personal -Union zu Oesterreich stand, 
80 ist durch dieselbe eine Verletzung des österreichi- 
Bchen Staatsrechtes geschehen , das auf den Grund- 
lagen der Einheit des Reiches beruht. Wir wollen 
übrigens nur einzelne Momente hervorheben. Nach 
welchem Artikel des Corptu jun$ durfte sich der Land- 
tag vom Jahre 1848 anmasaen, die Hofkammer auf- 
zulösen und ihre Geschah durch ein einfaches Decret 
(Iii, §. 6) einem speciellcn ungarischen Alinisterium 
zuzuweisen ? — Die ungarische Hofkammer wurde durch 
Alt. 18, 1715 und 14, 1741 unmittelbar dem Könige 
unterordnet und in Folge dessen erhielt sie ihre Weisun- 
gen mittelst der vereinigten Hofkammer in Wien. Die 
geschäftliche Verbindung trat insbesondere in den Berg- 
werks- und Münz-Angelegenbeiten zu Tage, für welche 
es in Wien eine eigene oberste Centralstelle, die k. k. 
Hofkammer in Münz- und Bergwesen, gegeben hat. 
Der Landtag von 1848 erklarte nun ganz ein&ch alle 
diese Geschäfte als Functionen des neuen ungarischen 
Ministeriums. Während die Bergwerkssachen von jeher 
auch nach uugaiischen Gesetzen als ein Reservat-Kecht 
des Kaisers angesehen wurden, geschah es nun, dass 
die deutschen Erbländer in ihren empfindlichsten, in 
den materiellen Interessen förmlich bedroht worden, 
sind. Und mit welchem Kochte sollten denn die Finanz- 
Geschäfte Oesterreichs zerschlagen, zersplittert und aus 
ihrer einheitlichen Gebarung herausgerissen werden? 
Hat der Landtag Ungarns, hat die Yeffassung irgend 
einen Artikel au&uweisen, wonach die Finanz-Gebarangy 
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der AnsgabeD-Etai, die Budget-Bevision demeelben zu- 
stand? Wir haben gleich im Anfange nnserer Betrach- 
tungen bemerkt, dass dieses vornehmste Moment des 
Constitutionalismus der ungarischen Verfassunnr durch- 
aus abgeht. Ja. nicht nur, dass der iingarisclic Land- 
tag über die Finanz-Gebarung keine rechtmässige Con- 
trole ausübte, so war vielmehr gerade in dieser Be- 
ziehung das Gesanirntreich seit Alters auf das strengste 
centralistrt; denn die Finanz-Controle des Staates wurde 
seit Maximilian I. in Oesterreich stets von eigens hiezu 
eingesetzten Behörden ausgeübt, die noch in den letz- 
ten Jahrzehenten eine stärkere Centralisirung durch die 
Einrichtimg des General -Recbnungs-Directoriu ms er- 
fahren haben. Und unter dieser obersten Centrai-Be- 
hörde «Jtand als eine Unter- Abtheilung die ungarische 
Hof-Buchhaltung. Wer köiinte demnach läugnen, dass 
das Finanzwesen Oesterreichs zu allen Zeiten unter 
einer einheitlichen Verwaltung gestanden habe ? Den- 
noch hat der ungarische Landtag sich an das historische 
Becht, das er damals, sowie heute, bestandig im Munde 
führte, nicht gehalten, sondern eine neue, von der bis- 
herigen Gestaltung der Dinge wesentlich abweichende 
Veriassraigs-Grnndlage geschaflen. 

Und gerade in diesem Pnncte war Oesterreich da- 
mals so gut wie jetzt an seinem Lebensnerv getrofien. 
Dns Finnnzwesen , dessen ausschliessliche Leitung un- 
zweifelhaft seit den ältesten Zeiten einzig und allein 
dem ungarischen Könige zustand, und welches demnach 
durch die Vereinigung Ungarns mit Oesterreich zu den 
auschliesslichen Prärogativen der kaiserlichen Gewalt 
gehörte, ist durch die Gesetze von 1848 zwischen Un- 
garn und Oesterreich getheilt worden und es hätte fortan 
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fär die osterreichisoheii Staatsgläubiger kein rechtliches 
Mittel gegeben, Yüü dem einen der in zwei TheUe geÜieü->^ 
ten Monarchie die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen 
zu fordern, welche der gesammte Staat eing^augen 
war. Wir haben keine Oreditbriefe ausgegeben, welche 
auf den König von Ungarn zahlbar lauteten. Der Kai- 
ser ist es und die Gesammtmonai'chie , welche Staats- 
papiere auogegebeu hat. Wenn nun Uugai u ohne Scheu 
und Scham das Finanzwesen Oesierreichs zersplittert, 
80 hat es damit nicht bloss die Rechte der deutschen 
Provinzen, die Rechte Oesterreichs, sondern aller Staats- 
gläubiger, die Rechte von ganz Europa in revolutionä- 
rer Weise TerletzL Wir scheuen uns gar nicht, über 
diesen , unglücklichen Funct unseres Staatswesens hier 
das Wort zu führen, denn je trostloser auch unsere 
FinanzverhaltnUse zu stehen scheinen, desto mehr ist 
es unsere Pflicht, die Ordnung derselben zu bewerk- 
stelligen, und die Ungarn müssen nicht glauben, dass 
wir aus Zartgefühl diese delicaten Fragen nicht be- 
rühren werden ; denn ein Staat wird die Ordnung 
seiner Finanzen nicht zweckmässig damit beginnen 
können , dass er anfängt , die Monarchie zu zer- 
stückeln und die Prärogative der einheitlichen Staats- 
gewalt zu Terschaohern. Wir könnten im Gegentheü, 
wenn wir uns yoigenommen hatten, ein Sündenr^ister 
aus der Veiigangenheit der ungarischen Stande zu ver- 
&ssen, Europa und den österreidiischen Staatsglänbi- 
gem €resdiicht^ erzählen, welche manchen adbamrofh 
machen müssten ; denn wer das Benehmen der ungari- 
schen Stände in den französisclien Kriegen und noch 
im Jahre 1812 historisch beleuchten wollte, der fände 
es sehr natüiiich, dass man, um die OpferwiUigkeit 



Digitized by Google 



54 



Uogarns zu beweisen, immer erst auf das Jabr 1741 
zurückgreifen muss, weil vorher und nachher so wenig 
Ton dieser Tagend za bemerken ist. Doch schreiben 
wir kein Sundenregister nnd wollen nicht Keime der 
Entzweiung pflegen, wohl aber ist es klar, dass die 
revolutionäre Zersplitterung der österreichischen Finan- 
zen im Jahre 1848 und der nun aufgetauchte Wunsch, 
jene Gesetze zu erhalten und zu erneuern, ihren Ur- 
spmng unter anderem in ganz materiellen Gründen 
haben; denn ein Land kann sich allerdings seine Fi- 
nanzvenvaltung zu enormer Woblfeilheit herabsetzen, 
wenn es die rechtlichen Beziehungen und Verpflichtun- 
gen seiner Vergangenheit ignorirt. Die Kosten der 
Turkenkriege nnd der jfranzosischen Kriege, welche in 
ihren national -ökonomischen Wirkungen unzweifelhaft 
in Oesterreich bis auf die neuesten Zeiten fortgewirkt, 
welche unsere Productionskraft nachwirkend gehemmt 
haben, wir sollen sie nun nach den Beschlüssen vom 
Jahre 1848 allein tragen und das Land , für welches 
diese Güter autgeopfert worden, zählt sich nach einem 
einfachen Landtags-Decret davon los. 

Und noch von einer anderen Seite betrachtet, ent- 
halten die Artikel des Jalues 1848 eine flagrante Ver- 
letzung der österreichischen GrondTertrage. Der VII. 
Gresetzartikel spricht nämlich die Union Siebenbürgens 
mit Ungarn nnbedingt nnd ohne weiteren Vorbehalt 
aus. Nun lautet aber das Gesetz Siebenbörgens dahin, 
dass es in eine directe staatsrechtliche Verbindung zu 
Oesterreich getreten ist und keineswegs gestattet unser 
Staatsrecht eine Lostrennung Siebenbürgens von dem 
Gesammtstaate in dem Sinne, dass es nur mittelbar 
durch die ungarische Verwaltung mit Oesterreich zusam- 
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meahangen sollte. Und wenn schon m der SteUung 
Ungarns zu Oesterrach, wie sie durch den Landtag 
featgesetzt worden ist, ein re^olntioimrer Bmoh Lig, so 
•war diese nodi 'vielniefaT in Betreff Siebenböigens der 
Fall; denn cihne dass wir uns liier auf die gesanunte 
GVeschichte der Erwerbung Siebenbürgens einlassen, 
ohne dass wir aus den früheren Gesetzen, ans 
dem Diploma JLeopoldinum Belege stieben müssen, ge- 
nügt es einfach, auf den VI. Artikel des Landtages 
von 1791 liinznwciscn , worin es heisst: .Sacratissima 
Jüajestas , ijuam secuturi ejusdem ex Augusta domo Au- 
striaca successores , . . eodem mm hunaaria imperii et 
successiotm jure tenebunt et velut propriam habaitcm con- 
stitutionem^ nuUique alteri regno mhjectam juxia proprias 
leges et con»UtiUiones leyitime conßrmatas non vero ad 
nortnam aKorum provmeianm haerediUmarum guberna' 
inint, üu^vigibUi ae imeparcAäi cum otnntdti« refftiisj et 
protinma quoad nmuUanemi dunttusat poneBtumem et 
fMOwm dtfmdontm «mtont« neatt jweia pragmaUeem 
«oneftbnsm fwnnaii«if«. "Ease wird also gesagt, dass 
Sieb^bnrgm sdne Belbstslnndige Yerwidtong haben 
soll gleich den ülnigen Provinzen, aber nidit nadi Art 
der übrigen Provinzen, dass es jedoch in der Einheit 
mit allen Königreichen und Provinzen in Bezug auf 
den gleichzeitigen Besitzstand und die wechselseitige 
Vertheidigung des einheitlichen Verbandes der prag- 
matischen Sanction gemäss untheilbar und unzertrenn- 
lich 711 verbleiben habe. Wir haben gesehen, wie Herr 
Deak einen in Betrefi' der Selbständigkeit der Ver- 
waltung ganz ähnlich lautenden Artikel des uugaribcUc^ 
Landtages vom Jahre 1791 in einem Shnie ausgeleji^^ 
hat, als sei darin eine Trennung von Oesterreich ausj^«^" 
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sprochen ; aber den Artikel des siebenbürgischen gleich- 
zeitigen Landtages, der zum Theil demBelben &st wörtlich 
gleicblatttetylegt er in einem ganz anderenSinne aus, wenn 
er Ton Siebenbürgen die unbedingte Aufhebung der pro- 
▼inzialen Selbständigkeit gegenüber von Ungarn fordert. 
Das ist ein deutliches Beispiel, in welcher Weise uns die 
Interpretationen solcher Landtagsbeschlüsse zurecht ge- 
legt worden sind; denn die Wahrheit ist einfach die, 
dass ^-d^vohl der nngarisclie als der biebcnbiirfrische 
Landtag des Jahres 1791 die proviuzialen Selbständig- 
keiten betont haben, dass aber keinem von beiden da<^ 
mit eine Aenderung der Keichsgrundverhältnisse beige- 
kommen ist. Ja, in Betreff der Eorderong des Land- 
tages von 1848 scheint uns d^ siebenbürgische Artikel 
geradezu T^michtend zu s^; denn dort ist die Union 
mit allen Landern und Provinzen Oesterreichs betont 
und ausgesprochen, und darin liegt der gerade Gegen- 
satz von dem, was heute Ungarn mit seiner Personal- 
Union zu bewerkstelligen strebt. 

Auch hier tritt also die Verletzung der Rechte der 
pragmatischen Sanction in unverhüliter Gestalt hervor. 
Der Vn. Gesetzartikel von 1848 macht allein schon die 
Ausföhrung der Verfassung, welche dieser Landtag ent- 
worfen, zur rechtlichen Unmöglichkeit Und wenn der 
Landtag von 1848 Beschlüsse fasste , welche in ihrem 
tiefeten Wesen als revolutionär sich erwiesen, so muss 
man sich wahrlich wundem, wie er heute seine eifrig- 
sten Vertheidiger in den Reiben jener findet, die 
sich als conservative Wächter der ungarischen Rechte 
geriren, das historische Staatsrecht zum Aushangschild 
ihrer junstisdien Deductionen machen und in allem 
und jedem aui' der Ueilighaltung jedes Pünctchcus der 
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CresetKartlkd halten, die jemals toh einem Landtage 
- abgefiiset worden eind. Aber der fliebenböigiBclie Land- 
tag "von 1791 war auch ein Laadtag mid wamm hat 

Herr Deäk vor dessen Beschlössen nicht eine gleiche 
Ehrfurcht wie vor jenen der ungarischen? Doch darüber 
-wollen wir kein Wort mehr verlieren; soviel ist gewiss, 
dass die iinrrarische Verfassung vom J. 1848 eine solche 

"waiT, "welche das frühere Staatsrecht nicht reformirend 
fortbildete, sondern im innersten crschüttene und auf- 
löste. Und wenn wir gleich anfangs die dringende 
Nothwendigkeit von liofornien in der alten ungarischen 
Verfassung erkannt und zugestanden haben, so wei den 
wir doch gegen eine solche Fortbildung des liechts 
protestiren müssen , welche das gesammte Staatsrecht 
Oesteueichs desarouirt. 
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Allerdings haben die Artikel des Landtages vom 
Jahre 1848 trotz allen Rechtsverletzungen, die sie ent- 
hidten, dennoch die Sanetioxi Kaiser Ferdinands!, er- 
halten, und die neue Verfassung Ungarns schien also 
nach aller Form Bechtens inangorirt za sein. Da ge- 
schah es, dass misere Dynastie entthront, die Ver&ssung 
von den Ungarn selbst umgestürzt nnd hierauf das 
Land neuerdings erobert worden ist. 

Mnn erwarte von uns nicht, dass wir die oftge- 
fiihrten Beweise aus den allgemem feststehenden staats- 
rechtlieben Grundsätzen hier wiederholen werden, welche 
mit voller Sicherheit den Verlust der Verfassung durch 
die Revolution betonen durften. Dass gegen Argumente 
dieser Art nicht viel einzuwenden sei, hat unzweifelhaft 
auch Deak geföhlt, indem er über die Geschichte Un- 
garns in diesen Zeiten vollständig schweigt. Er ist 
ein staatsmännisch genugsam gebildeter Geist, um nidit 
die Wucht der Ereignisse zu fuhl^, welche noch vor 
kurzem ein kleines Echo in dem Insellande hervorge- 
rufen, wo man die Frage über das Recht ungarischer 
Noten-Fabrication gerielitlich entschied. Der Rechtssinn, 
der allezeit von Dcdk gerühmt worden ist, machte es 
ihm unmöglich die Geschichte von Debreczin in ihren 
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staatsrechtlichen Wirkungen zu erörtern. Die einzige 
Politik, die er da befolgen konnte, war die, Kossuths 
Thaten todt zxx sdiweigen. So klar nun aber anch der 
EechtsBtandpunct hier ist, so wollen wir in miflerer 
Dednction ihn nicht ansföhrlicher bezeichnen, weil sich 
der Gegenstand mit einer Reihe Ton Thatsachen ver- 
bindet, die eine aosgeBproohene Antipathie in ganz 
Europa erweckt haben. Um so weniger sind wir gend- 
thigt unsere Argumentation aiii diesen Piinct zu stützen, 
als sich in der ungarischen Verfassung selbst An- 
knüpfungspuncte finden, aus denen der Kechtsstandpunct 
des 20. October mit Evidenz hervorgehen wird. 

Es liegt eine Eigenthiimlichkeit in der Art and 
Weise, wie in Ungarn von jeher und bis auf die neue- 
sten Tage die Iiandtags - Artikel bestätigt worden 
sind. Man kann sie von ihrem Beginne bis anf den 
Landtag von 1848 durchblättern nnd man wird finden, 
dass jeder Konig nur för eich aber nicht für seine 
Nachfolger die Sanction ertheilt Diese Bemerkung 
wird manchen im ersten Augenblicke unerwartet sein, 
und sie werden fragen, worin denn sodann die Kechts- 
continuität gelegen habe. Aber hiefiir hat die alte 
ungarische Verfassung schon vorgesehen. „Der König 
stirbt nicht" — dieser Grundsatz gilt auch in Ungarn 
zn Bec^t. Non wird man leicht einsehen, warum je- 
der neue Konig verpflichtet worden ist, die bestehende 
Verfassung bald möglichst zu gaiantiren. Die recht- 
liche Crarantie der Verfassung lag aber einzig nnd allein 
in der Bjrdnung. Indem der König die Vei&ssung be- 
schwört, bestätigt imd sanctionirt er für sich die vorherge- 
gangenen Decrete. Hieraus erklärt sich leicht die That- 
sache, dass die Landtags-Decrete niemals eine für die 
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Nachfolger verbindliche Sanctioii erhalten haben. Und 
auch das Landtagsgesetx vom Jahre 1848 hat Kaiser 
Ferdinajid nach der alten Fonn bestätigt; durch kein 
Gesetz Ungarns ist sein Nachfolger daran gebunden^ 
oder darauf verpflichtet worden. Der legitime König 
aber tritt in dem Angenblicke in seme Rechte em, in 
welchem sein Vorgänger den Thron Terlasst. Dass dies 
die Auffassung des ungarischen Rechtes seit jeher ge- 
wesen, dies ist gar keinem Zweifel unterworfen und es 
hat, wenn wir niclit irren, seit der pragmatischen Sanc- 
tion auch kein ungarischer Schriftsteller es bestritten 
oder zu widerlegen versucht. Nur darüber herrschte 
einige Uneinigkeit| ob die volle licgierungsgewalt erst 
durch die Krönnng ertheilt werde oder nidit. Wenn 
wir die Landtagsverbandlongen von 1790 Untersachen, 
so wird sich zeigen (vergL' i^ianum S.76, 167» 116)» 
dass über die Fk-age der Gesetsmassigkeit des Königs 
vor der Krdnnng keine Uneinigkeit herrschte, nur die 
Ausübung der Souveränetätsrechte wurde von einer Par- 
tei angefochten. Wie uns aber scheint nicht mit Glück, 
denn die Ungarn müssten in ihrer Geseliichte viele 
Rechtsunterbrechungen gelten lassen, wenn sie nur die- 
jenigen Acte als rechtsmässige ansehen wollten, welche 
nach der Krönung vollzogen worden sind. Schon un- 
ter d^ Aipaden sind eine Anzahl Könige nicht ge- 
krönt worden, ohne dass ihre Rechte bestritten werden 
könnten. Kaiser Sigismund , König Ladislaus waren 
anerkannt vor ihrer Krönung. Selbst in neuester Zeit 
haben Leopold II. und Franz sich erst nach dem Re- 
gierungsantritte krönen lassen, ohne dass ihre Regie- 
rungsacte, die vorhergegangen waren, auch mir im min- 
desten angezweifelt worden sind. Art. L, 1723, hciöst 
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es: .^ffaeres domus angustae Austriaoae regnorum et prc 
vincianim eodem successioms iure hereditario efiam pro in 
falUbiU rege habeatur et coroneiur.'^ Nach dem Erbrecht, 
besagt dies, werde er als unzweifelhafter König betrach- 
tet und gekrönt; and wenn im Artikel III. 1790 der 
Wunsch ausgesprochen wird^ dass der König nicht länger 
als sechs Monate nacH seinem Begierungsantritt die 
Krönung hinausschieben möchte, so wird das schwer* 
lieh so aufzufassen sein, als ob das legitime Recht der 
Aus&bung der Souveranetat durch die Krönung erst 
geschaffen würde. Und schon aus dem einen geht dies 
hervor: mit welchem Rechte dürfte sieh ein von einem 
ungekiöiiten Konig berufener Landtag versammeln, 
wenn die lu gierungsgewalt erst eine Folge der Krö- 
nung wärei' Aus alle dem ergibt sich, dasB nach un- 
garischem Staatsrecht der legitime König sofort nach 
Uebernahme der Regierung in seine Rechte tritt. Auch 
die Partei Deak*s wird dies zugestehen, und es ist durch 
ihre Adresse der Beweis geliefert, dass sie die Krö* 
nung nicht als die Quelle der executiTen Staatsgewalt 
betrachte. 

Indem wir nun die Frage erörtern, auf welchem 
lieclitsstandpnnct der 20. October gegenüber von Un- 
garn sich befinde , so sind wir zunäclibt zuzugestehen 
gezwungen , dass der Kaiser bisher nach ungarischem 
Rechte selbst keine Verpflichtung hatte, die Landtags- 
artikel des Jahres 1848 zu respectiren. Anders stünde 
die Sache, wenn die mittelalterlichen Verhältnisse der 
Verfassung in ihrer ursprünglichen Reinheit aufrecht 
geblieben wären, wenn die Stande selbst der souverä- 
nen Gewalt nicht Zugeständnisse gemacht hatten, ahn- 
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lieh denen, "wie bie m allen Ländern bestehen. Wenn 
das Resistenz-Recht nicht aufgehoben worden w äi e, so 
hatten die Ungarn auch Jetzt wie alle Stande im Mittel- 
alter das Recht des Widerstandes gegen ihren die Ge- 
wohoheiten nicht vollständig und in ihrer ganzen Aus- 
debnung anerkennenden König. Da aber das Resistenz- 
recht gegenüber den erblichen Königen ein für allemal 
und unbedingt beseitigt ist, so haben die Ungarn kein 
rechilidies Idittel dem 20. October entgegen zu treten« 
Es ist in die freie Wahl des Königs gelegt, ob er die 
Krönung auf Bedingungen hin Tollzieben will , welche 
der nngarische Landtag ihm vorschreibeu mochte. So 
viel über ist gewiss, dass das Versprechen der Königs- 
ki oniing in Ungarn mit einem Dij)Iom identificirt wor- 
den ist, das gleichzeitig für das gesammte Reich eine 
Verfassung begründet hat. 

Wir haben gleich im Beginn auf die Wichtigkeit 
desDecretes der Aufhebung des Resistenz-Rechtes auf- 
merksam gemacht Man wird jetzt gesehen haben, in 
welchem Zusammenhang diese historisdie Entwickelung 
mit unseren heutigen Verhältnissen steht. Wenn der 
Kaiser der legitime und erbberechtigte König ist, und 
wenn er als solcher die Krönung und Inauguration in 
Ungarn auf (jrrimdiage des angeführten Art. I und II, 
1723 beansprucht, so ist er damit nicht verpflichtet ge- 
wesen, gleichzeitig solche Landtagsartikel anzuerkennen, 
welche den auch lur Ungarn rechtlich geltenden Reichs- 
grundgesetzen widersprechen und die pragmatische 
Sanction in ihrem Wesen erschüttern; denn der Be- 
stand des ungetheilt^ Kaiserreichs wurde dadurch illu- 
sorisch gemacht und eine Staatslbrm herbeigeführt, die 
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der eigenen Geschichte Ungarns nnd seinen Decreten 
widerspiuche, eine Staatsfiirm — welche auf einer ge- 
schichtHohen Fiction beruht, nnd die man unter dem 
Namen der Personal-Ümon einzosohwarzen snoht. 

Wir müssten bedauern, wenn unser Festhalten an 
den Reichsgrundgesetzen der Gcsaiuiuiuiun.irchie in ei- 
nem Sinne aufgefasstwüi'dc, welcher der EntvvickelungUn- 
gams nnd seiner "Nebenländer feindlich wäre. Nicht nm 
die Unterdrückung von Hechten und Gesetzen kann es sich 
handehi, sondern ihre Fortbildung müssen wir wünsdhen 
und befördern; nicht fiir die Begründung ehior die ge- 
' schichtliche Stellung Ungarns gefährdenden Yerfossnng 
mochten wir eintrete — ab^ wenn wir die Beehts- 
frage ins Auge &ssen, und wir sind hiezu heraus^' 
gefordert worden, so wird es nic^t gestattet sein 
einen Augenblick zu verkennen, dass hier ein Conflict 
vorhanden ist zwischen' den Keichs - Grundgesetzen 
Oesterreichs und einer revuluLi<jiiai\ n Verfassung, welche 
dadurch, dass sie die Sanction des Kaisers erhalten, 
nicht weniger im Widerspruch ist mit der Geschichte. 
Sollte dieser Conflict auf rechtlicher Basis gelöst wer- 
den, so ist kein Zweifel darüber, dn^s die einzige Ket- 
tung in den Souveränetäts-Kechten des Kaisers, welche in 
.dl» ,»»em Indern gleich uierkaimt widl, 
Wenn nun der Monarch diese Gewalt in einem Greiste 
gebrancfat hat, welcher den historischen Entwickelungen 
der I^der ebenmässig entspricht, wenn er selbst auf 
die Rechte, die durch die Revolution erwachsen waren, 
trei willig zu Gunsten der migariöchen Verfassung ver- 
zichtet hat, so durfte er mit aller Bestimmtheit ande- 
rerseits die legale Macht gebrauchen, welche, wie wir 
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gesehen haben, diese Verfassung selbst dem König vor 
der Krönung einräumt. Die Gesctzcsartikel der Un- 
garn, wir wiederholen es, enthalten iteiue Bestimmung, 
die zur Anerkennung der Verfassung von 1848 nö- 
thigt. Und nun mag es gestattet seio, auch von der 
politischen Seite den Gegenstand zu erwägen. Die 
EntwiokeluDg Oesterreichs als eine einheitliche kann 
neben den provincialenBechten historisch nicht geläug- 
net werden. Die Bedürfiiisse Oesteireidis nach con* 
stitationellen Einrichtimgen sind nicht etwas, was in 
ahstraetv behandelt werden konnte. Die Vcrfassnngen 
der einzelnen Länder bedurften einer Verbesserung; die 
Verfassung Ungarns aus dem mittelalterlichen Zustand, 
in welchem wir sie getroffen, und dessen Vorlianden- 
ßein wir gleich anfänglich nachgewiesen haben, her- 
auszureissen ist eine Nothwendigkeit, welche der Land- 
tag des Jahres 1848 anerkannt hat. Seine Bemühung 
für die Begründung einer neuen Verfassung können 
.wir als ein Zeugniss der Einsicht der ungarischen 
Stande henrorheben. £s ist nicht nöthig die vielen 
vortrefflichen Artikel des Landtages naher m be^ 
zeichnen. Wenn er aber in einem Fünet mit den 
Kcichsgrundgesetzen in ColHsion gekommen ist, 80 
kann man vom politischen Standpunct ebensowenig, 
als man es vom rechtlichen durfte , eine Billigung der 
betreffenden Artikel eintreten lassen. 

Wir befinden uns nun in diesem Augenblicke den 
Ungarn gegenüber in einer Situation nicht unähnlich 
deijenigra, in welcher skk. die englischen Whigs zur 
Zeit der Refonnbill den Lrlandem gegenüber befiinden. 
Wer erinnert sich nicht der trefflichen Reden der besten 
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engliflchen Patrioten und StaatBmituier za Gwutra der 
irisehen Freiheiten! Aber konnte es jemandem bei- 
kommen, die Verfiifsung Wilhelme JIL in ihren Gnmd- 
principien zu erechütteni? Wenn wu* zn^eetehen mnsoenj 

dasö Ungarn zwölf Jahre lang herzlich schlecht ver- 
waltet worden ist, sollen wir desshalb der pi agiüatischen 
Sanction und dem Kaiserthum ein Ende machen? 
Haben die Engländer die Besserung ihrer politischen 
Verhältnisse dadurch bewirkt, dass sie in die Zeiten 
der Trennung der Beiche zurückgegangen sind , und 
sollen 'wir nnn unsere gesammte Geschichte yergessen, 
wefl » UDg«n gelartet, du Eömgieicfa Lndwigt des 
Grossen wieder hersostellen? Wollten wir unsem politi- 
schen Standpnnct neben denvorausgescfaicktenBechts- 
Deductionen durch Analogien bezeichnen, so wäre es der^ 
jenige der englischen Whigs gegenüber von Irland in die- 
sem Jalii hundert, gegenüber von Schottland mi vorigen. 

Der 20. October und der 26. Februar enthalten 
die Anerkennung , dass Oesterreich in constitutionelle 
Formen eintreten muss, tim gedeihlich fortzubestehen. 
Die constitutionelle Form aber ist eine illusorische, 
wenn Ton ihr nicht die Beichsgewalt, sondern nur die 
Landesgewalten abhangen. Die constitutionelle Regierung 
musste also nothwendig auf der Grrundlage der prag- 
matischen Sanction eingeführt werden, sie konnte un- 
möglich als eine blosse Verbesserung der Mla aurea 
Andreas II. auftreten. Wie sich nun die ungarischen 
Rechte in zeitgemässer Entwickelung mit dem 20. Oc- 
tober vereinigen lassen, das zu bewirken, war eine 
staatsmännische Aufgabe für den dortigen Landtag. 
Dass man statt dessen eine Kechtoücüon gemacht hat 
und sich auf deren Grund in einen ToUig neuen , in 
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Oest^eioh nie bestandenen, durch k^e Analogie dnes 
lustoriBohen Verhältnisses b^rundeten Bechtsznstand 
hineinschivindeln will, dass man eine neue Gestaltung 
der Gesammtmonarchie herbeifahren und als Mittel 
hiezu die Erdichtung gebraucht hat, die Personal-Union 
habe von jelier bestanden, dies ist es, was wir vom 
Standpnncte des Rechts als verwerflich und vom Staud- 
puncte der Politik als unstaatsmanaisch, gefährlich und 
ideologisch erkannt haben. 
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A^on einem Staatsmanne wie Deäk wird man indes-* 
seil nach Form mid Inhalt in einer Bede, welche vielleicht 
entscheidend werden kann für die Sdiidcsale Ungarn« 
und Oesterreichs, nichts anderes als den Ansdmck wahr- 
hafter Ueberzeugimg nnd politischer Pflichttreue er- 
warten können. Wir wissen wobl, durch welche schwie- 
rige Laufbahn, durch welche Festigkeit des Charakters 
er die Auctorität unter seinen Landsleuten erworben 
hat. Er glänzt als Redner in den Zeiten vor der Re- 
volution, und hat seineu pohtischen Charakter während 
derselben behauptet Ein Mann von strenger monarchi- 
scher Gesinnmig, dem Fortschritt der Civilisation er- 
geben! Aber was man im umgekehrten FaU von Lord 
Byron behauptet hat, dass seine Credicfate verhaltene 
Parlaments -Heden seien, gilt fest von Deti^'s letzter 
Bede: denn sie ist ein politischer Gefuhlset^ss in ju- 
ristischer Deduction. Desshalb bietet sie auch oratori- 
sche Schönheiten, aber um den wahren Sachverhalt der 
Dinge der Gegenwart wie der Vergangenheit steht es 
schief darin. Sic ist in ihrer Beweisführung auf zwei 
Fictionen gegründet, welche sich beide als historisch 
ialsch erwiesen haben. Deäk macht in Betreff der un- 
garischen Ver&ssnng die Voraussetzung und erregt den 
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tauschendeii Schein, als ob wir es darinnen mit einem 
codificirten und paragrapliixten Rechte zn thnn hätten. 
Während nur eine nnbestimmte Menge von Landtags- 
artikeln sich hiatoriBch erhalten hat, und Tielleicht eben 
80 Tiele im Mittelalter Terloren gegangen sein mögen, 
citirt und benützt Deäk dieselben wie Bestinmiiingcu 
einer Charte ohne alle Rücksicht auf die politischen 
Verhältnisse jeder Zeit oder auf die Umstände, durch 
welche allein diese Gesetzartikel eine richtige Interpre- 
tation erfahren können. Dabei liegt es auf der Hand, 
dass eine Geschichte wie die ungarische eine halbwahre 
sein muBS, wenn sie in systematischer Ignorirung der 
österreichischen Verhältnisse behandelt wird. 

Hieran schliesst sid& dann die cweite Fiction, 
welche darin besteht, dass der politische Zustand, der 
herbeigeführt werden will, als ein zu allen Zeiten 
Torhandener vorausgesetzt, und dann rückwärts geschlos- 
sen die Interpretation des einzelnen aus dieser Voraus- 
setznnff nnternommeu wird. Man könnte kaum einen 
milderen Namen als den der Täuschung für dieses Ver- 
fahren finden. Auffallend aber muss es erscheinen, dass 
wir so viele factische Unrichtigkeiten in den rechts- 
geschichtlichen Dednctionen nachweisen konnten. Und 
nicht allein auf den geschiohtli<^en Xheil besieht sich 
dies, sondern auch auf denjenigen, der über die poli- 
tische Lage der G^^enwart handelt So will uns De^ 
die B^^riffe tou Personal- undKeal-Union beibringen, 
und hat dazu die unglücklichsten Beispiele gewählt. 
Denn wenn er von England behauptet, dass es in einer 
Real-Union stehe, während Norwegens und Schwedens 
Verhältniss ein* Personal-Union genannt vArdy so sehen 
wir in der Definition des Herrn Deäk nicht nur kei- 
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nen Untersckied, sondern was von England gesagt 
wird, gilt auch von Schweden und Korwegen. Wenn 
namlich in Grosahritannien deashalh eine Real -Union 
bestehen soll, wo! die Verfiissnng fortdauert, auch wenn 

das königliche Haus ausstürbe, so findet genau dasselbe 
nach dem Vertrfljr von Eidsvold in Norweorcn und 
Schweden statt ; nnd wenn in England heute noch die 
btu.u t regierten und die Verfassung wäre nicht reior- 
mirt worden, so wüssten wir in Hinsicht auf ihre Znsam- 
mengehön^eit keinen Unterschied zwischen den Oester- 
reiohisdien und den briüschen Landern zvl finden, und 
es hat niemand gezweüSdt, dass Bhigland und Schottland 
eine Real^-Union bildeten, als Jacob L den englischen 
Thron bestieg, obwohl die Trennung der Parlamente 
noch fortbestand. Und überhaupt wollen wir gleidi 
hier bemerken, dass es das grösste Missgeschick ist, 
das Deak begegnen konnte, dass er sich auf dieses 
England beruft; denn waren die schottischen Länder 
jemals in einem näheren Verhältniss zu England ge- 
standen als Ungarn zu Oesterreich? Und dennoch ist 
die Verfassung Englands eine einheitliche geworden, 
und sie mnthete der Selbständigkeit Schottlands viel 
grossere Opfer zu, als der 20. October und der 26. Fe- 
bruar der Selbständigkeit Ungarns. Was aber den Um* 
stand betrifll, dass die Staaten Europa's durchgängig 
durch die Dynastien gegründet und zusammengehalten 
worden sind, und dass dieses Band noch nicht überall ein 
fester geknüpftes geworden ist, so hätte Deäk dies 
nicht als eine besondere staatsrechtliche Eigenthümlich- 
keit von Oesterreich anführen müssen : denn wir wussten 
nicht, welcher Unterschied hiebei etwa zwischen Preus- 
sen und Oesterreich vorhanden wäre. Im fiausvertrag 
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von Gera 1598 worden die kuiforsiliGlieii Lander fm- 
nnthdlbar erklart wie in der pragmatischen Sanction, 
aber es verstand sich Ton selbst, dass diese Untheil- 
barkeit lediglich auf der Dynastie beruhte. Waren dess- 

halb die kurrLirstliclien Lander eine blosse Personal- 
Union? Und wenn wir auf das alte Recht Spaniens 
eingehen, so wiissten wir keine \ erfassungs-Urknnde 
zu nennen, durch welche Aragonien und Castilien beim 
Aasgang der männlichen und weiblichen Linien der 
Dynastie hätten staatsrechtlich vrrhnndcn I Irilien müs- 
sen. Und doch gewahrte das Spanien der Habsburger 
nnd der Bonrbonen gewiss kdnem sterblichen Ang^ 
den Anblick einer Personal- Unioxi. Was müssen wir 
also Ton einem Beweise halten, der die Personal-Union 
in Oesterreich anf kein anderes rechtliches Moment za 
stützen weiss, als durch den Hinweis auf das mögliche 
Aussterben unseres Hauses? Wenn Deak sagt, dass 
möglicher Weise Oesterreich schon im Jahre 1740 zer- 
fallen wäre, wenn die weibliche Linie nicht zuvor wäre 
för erbberechtigt erklärt worden, so sind wir bereit, 
ihm noch eine Reihe von anderen Möglichkeiten Tor- 
snlegen: denn der Art» m, 1687 verordnet, dass nach 
dem A&mnesstamm Leopold's L die spanische £bd>s- 
buiger in Ungarn erbberechtigt s^en, Ware also Carl II. 
nicht ohne Nachkommen gestorben, so waren gegen- 
wartig die Ungarn in glücklicher Verbindnng mit Spa^ 
nien, und Oesterreich existirte freilich nicht u.s.w. Aber 
niciii mit dem Staatsrecht der Möglichkeiten und der 
Illusionen haben wdr es zu s<^baffen, und dass ein Mann 
wie Deäk nach Absurditäten dieser Art greifen musste, 
am seiner Thesis wenigstens den Schein der Haltbar- 
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keit zu geben, dies allein schon ist es, was uns seine 
Sache in ihrer Schwäche erkennen lasst. 

Doch hat er noch einen anderen Beweis für den 
Bestand* der Personal-Union angefahrt: in der Ungleich- 
heit der Cresetze über ▼oimundsehafüicbe Begierung 
sei sie begründet. Bs ist nnr am bedaneni, dass Deik 
gleich in demselben Athcmzug, in welchem er dies 
ausspricht, eine historische Unrichtigkeit sich bcikom- 
nien lässt, welche beweist, wie schlecht er in den nicht- 
ungarischen Hechten bewandert ist. Denn wenn er 
sagt: in den nicht -ungarischen Ländern existire ein 
Gesetz, welches die vormundschaf^liche Kegienmg in 
die Hände des nächsten Verwandten l^e, so möchten 
wir ihn ersadien^ dies Gesetz doch namhaft zu machen, 
denn nnseres Wissens ist darüber nichts bekannt. Wir 
glauben Tiehnehr, dass ein Familienrath in einem sol- 
chen Falle nadi den Hausordnungen das Tolle Recht 
hätte, eben zur Aufrechthaltung der Einheit der Re- 
gierung die vormnndschaftliche Regierung auch für die 
übrigen Länder dem ungarischen Palatin zuzuweisen, 
und da die Familie gewiss besorgt wäre, vor Allem die 
Einheit des Reiches zu erhalten, so wäre leicht eine 
Trennung der staatsrechtlichen Begentschait von der 
Begentschaft des Hauses angeordnet. Doch wollen wir 
uns auch mit diesen Hypothesen nicht weiter beschäf- 
tigen. Wir wollen zugestehen, dass es ein Mangel im 
östeneidiischen Staatsrecht ist, dass Dinge dieser Art 
zwischen Dynastie und Volk im constitutionellen Wege 
bis jetzt nicht vereinbart sind. Aber auch in Freussen 
gab es noch vor Kurzem über Regentschaft kein duich 
eine Constitution verbindliches Gesetz. Hierin aber ein 
Merkmal einer Personal -Union zu finden, dies heisst 
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gerade sich an Dinge heften, die erst auf Ghmndlage des 
20.October ^tscbieden werden müssen, und welche eine 
einzige Sitzung des Reichsrstbes ohne Zweifel zu allsei- 
tiger Befriedigung mit dem Monarchen vereinbaren kann. 

Wenn wir uns mui nach Gründen in Deak's Rede 
umsehen, welche staatsrechtlich cregcn den 20. October 
geltend gemacht werden, so ünden wir ausser den eben 
erörterten Puncten nur noch den, dass die Veriassung 
von 1848 Rechtskraft habe, was wir enDgehend bespro- 
chen haben und wessbalb wir uns nun an den politischen 
Tfaeil der Rede halten können. Hier wird zuerst das 
Verhäliniss der deutsch«i Uuider Oesterreichs zum 
deuiscfaea Bund erörtert, und es soll- wohl nicht als 
eine rechtliche, aber als eine politische Unmöglichkeit 
sich zeigen, dass zwischen Ländern von so verschiede- 
nen Interessen etwas anderes ais eine Personal - l'nion 
bestehen könnte. Von Ungarn, heisst es, werde doch 
nicht verlangt werden, dass es zu einem Krieg in 
Deutschlands Interesse verpflichtet wäre, und „wo ha- 
ben wir, sagt Deäk, eine Garantie dafür, dass dann, 
wenn unsere Interessen und jene des deutschen Bun- 
des nicht identisch sind, unsm Interessen gewürdigt, 
unsere Interessen geschont werdend' Auch hier müs- 
sen wir entgegnen^ dass sich Deik aus dem deutschen 
Bundesrecht eines andern hätte belehren können; denn 
dann hätte er leicht ersehen können, dass Preussen 
selbst mit deutschen Provinzen nicht in seiner Ge- 
samiiitheit dem Bunde beigetreten ist , und dass dort 
dennoch eine Verfassung besteht , welche sich ganx 
gut mit den deutschen Bundesrechten verträgt. 

Auch weiss jedermann, dass das Bundes-Contin- 
gent nach der deutschen Kriegs -Verfitssnng lediglich 
aus dem Procentensatz der Bevölkerung der Bundes- 
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lander bestimmt worden ist. Audi Her hatten dem- 
nach einige Stadien in ausser -üngarisehen Quellen 
Deak belehren können, dass man die Frage, die er 
aufwirft, schon im Jalire 1815 und im Jahre 1820 
erörtert hat. Und die ungarischen Stände des Jah- 
res 1825, welche ja so vielerlei Beschwerden erhoben 
haben, hätten nothwendig gegen die Bundesacte pro- 
testiren müssen, wenn sie eine Beeinträchtigung ihrer 
Rechte durch dieselbe erfahren hätten. Aber dass dies 
nicht geschehen, und dass man erst jetzt Befürchtungen 
in dieser Richtung zu erkennen gibt, nachdem die Bun- 
desacte bereits ein halbes Jahrhundert besteht, dies ist 
zum mindesten eine Politik, welche zu spät kommt. 
Oder sollte Deak und sdne Partei ^ne deutsche Bun- 
des -Verfassung im Auge gehabt haben, welche mög- 
licher Weise vielleicht einmal eintreten könnte oder 
dürfte, vorausgesetzt, dass sich die Verhältnisse Deutsch- 
lands, ja Europa's möglicher Weise andern, so treffen 
wir ihn abermals auf einem Gebiete der Zukunfts-Fo- 
litik, für welche wir wieder keine positiven Grundlagen 
der Beurtheilung haben; und wir haben niemals Staats- 
männer loben gehört, die ihre Politik wie Aristophiuies 
den Vogelstaat nach Wolkeukukuksheim Terlegen. 

Auch in einem anderen Functe finden wir den 
ungarischen Redner dem Boden der Wirldidikeit ent- 
rückt. Denn seine Adresse soll, wie er selbst sagt, 
an den Mann gerichtet sein, der den imgarischen Land- 
tag einberufen hat. Dieser ist jedoch vom Kaiser auf 
Grund des kaiserlichen Diplomes und der damit ver- 
bundenen Handschreiben vom 20. Oetober einberufen. 
Deak aber ist merkwiudiger Weise nur die Berufung 
des Landtages bekannt geworden, und diese findet er 
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gesetzlich, -während die übrigen Bestimmungen tmgesetz- 
lioH seien. Doch wollen wir ihm auf diesen Iirgangen 
nicht weiter folgen. Die Welt mnss sich von Pest imis 
anders ansehen, als yonWien; und wenn wirührigens 
die lange Reihe von Landtagen in Ungarn hetradhten, so 
ist uns ni^als auch in der Form eine Ansprache tot- 
gekommen, wie diejenige des Herrn Deäk, welche das 
Kaiscrthum des Kaisers selbst im Titel ignorirt und 
die kaiserliche Majestät, die immer als solche be- 
zeichnet worden ist, consequent verläiignet. 

Wir gelangen niin zu der Betrachtung des staat- 
lichen Verhältnisses, das, wie wir gesehen haben, in 
Oesterreich zwar niemals existirt hat, das aber nach Deäks 
Antrag eintreten soll. Und wenn wir es als eine Ver- 
fälschung der Geschichte bezeichnen durften, dass eine 
Personal-Union, wie sie Herr Deak denkt, je bestanden 
habe, so wäre es doch eine Frage der Politik Oester- 
reichs, ob diese staatliche Einrichtung nicht getroffen 
werden sollte, für die uns Deak ein lockendes Beispiel 
in der glücklichen Vereinigung zweier Staaten, der Union 
von Schweden und Norwegen, vorführt. Nach unserer 
Beleuchtang kann zwar der Vergleich nicht als historisch 
begründet gelten, aber wir wollen die Personal-Union als 
einen Vorschlag in Erwägung zieh^, der unter andere 
gleich wenig begr&ndeten Yorscbligen zur Austragung der 
Differenzen zwischen Oesterreich und Ungarn eben ge- 
macht worden ist; denn wir erkennen dann einen durch- 
aus neuen Gedanken för die Constituirung Oesterreichs. 
Es fragt sich nun, ob diese Neugestaltung derjenigen 
des 20. Octoh er vorzuziehen wäre. 

Gleich von vornherein müssen wir aber bemerken, 
dass Deäks üede bestimmter imd deutlicher war in der 
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Negation des 20. Octobers , als sie in Bezug auf sein 
neues Project erscheint; denn hier ist alles unklar, und 
eine bestimmte Vorstellung von dem Staatswesen Oester- 
reichs und der projectirten Personal-Union kann sich 
nach Deaks Entwurf niemand bOden. Den einzigen po- 
sitiTen Anhaltspunct hiezu geben der Ausdruck oder 
"BegriS von Personal- Union und der Hinweis auf das 
VerhaltnisB Schwedens und Norwegens. Was nun den 
Begriff betrifft, so ist er auch seinerseits ein durchaus 
unklarer und allgemein ir\hi<r nicht dcfinirter, ein Be- 
griff, der überhaupt im inotiernen Völkerreclit erst in 
neuester Zeit gebraucht wird, und auf Zustände der 
Vergangenheit nicht anwendbar ist. Soll es nun heissen, 
dflSS Oesterreich und Ungarn künftighin keine Berüh- 
rangspuncte, keine gemeinschaftlichen Geschäfte^ keine 
gemeinschaftHche innere und äussere Politik haben wer- 
den, 80 18t überhaupt nach unserer Ansicht selbst der 
Ausdruck Personal -Union ein höchst unglücklich ge- 
wählter; denn dass jemand in zwei Staaten Monarch 
ist, hindert noch nicht, dass er unglücklicherweise 
nicht mit sich selbst in einen Krieg verwickelt werden, 
und dass es ihm gescheiiea könnte, in Wien ein Kriegs- 
Manifest gegen Ungarn und in Ungarn ein Kriegs- 
Manifest g^en Oesterreich zu unterzeichnen. Man sieht 
also, dass wir mit dem Begriff der Personal -Union 
ohne nähere Bestimmungen, ohne jene Definition, die 
un8 Herr Deak soigsam Terweigert hat, alles und nichts 
beginnen können. Sein Vorschlag einer Personal-Union 
ist ein ToUig inhaltsleerer, und man wird sich in Staa- 
ten ernstlicher politischer Bildung nicht wenig darüber 
wundem, dass in einer Staatsschrift von solcher "Wich- 
tigkeit und unabsehbaren Folgen ein leeres Spiel mit 
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Worten getrieben wird, ohne dass nur die mindeste 
Ai>«tr«Dgai>g gem«drt irt, «»en Begriff damit m va> 
binden. 

Sollen -wir uns aber an Deäks Hinweis auf Schwe- 
den tind Korwegen in tmserer verzweiflungsvollen be- 

griä'lichen Verlassenheit anklammern, so müssen wir 
sagen, dass es das grösste Missgeschick des Keduers 
war, Vergleiche zwischen Oesterreich und Schweden 
anzustellen; denn nichts kann disparater sein als zwei 
Staaten, von denen der eine im aussersten Norden des 
Welttheils niemals ZQ einem Eingreifen in die allge- 
meinen Verhältnisse genöthigt war, aassor dann, wenn 
er aggressiv erobernd votgdieii wollte, der andere da- 
gegen nach gesehichtlieher Stellung und geographischer 
Lage gleidisam dazu bestimmt schien, den Tummelplats 
aller Conflicte des Welttheils zu bilden. Und diese 
Stellung, ist sie etwa in der Gegenwart verändert wor- 
den? Sind die orientalischen Fragen Europas gelöst? 
Bedarf" es heute l'ür den Frieden und die ruhige Ent- 
wickehing, die wir alle gleich wünschen, einer gerin- 
geren Staatsgewalt als in den Zeiten der Türkenkriege 
imd Ludwigs XIV.? Und werden die gesammten öster- 
reichischen Völker ihre Existenz behaupten können in 
einem Zustande wie Norwegen und Schweden? Aber 
nicht allein aus dieser allgemeinen Lage der Dinge geht 
der schlagende Unterschied zwischen den Yeihaltnissen 
Oesterreichs und Schwedens hervor, sondern auch in 
den inneren Bedinflcungen des Völkerlebens sehen wir 
andere Momente in jenen nordischen Reichen wirksam, 
als in den ösUrreichischen, welche eine Uebertrao^mg 
ihrer Verfassungen zur praktischen Unmöglichkeit ma- 
chen; d^n wenn das föderative Band Korwegens und 
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Schwedens hauptsächlich darauf gegründet ist, dase die 
inneren Interessen in beiden Staaten ToUig idwtisok und 
gleich sehr imabhängig von den auBwaitigen Mächten 
Bind, so findet dies, wie wir nicht erst anzudeuten brau- 
chen, in Oesterreich nicht im gleichen Masse Statt. 
Dort werden die „Rathgeber" des Königs in keinem 
Falle auf eine trennende Verschiedenhoit m beiden Län- 
dern stossen; und die oppositionellsten Redner ihrer 
Reichstage wurden es fast als eine Sache des Anstan- 
des ansehen, eine so feindselige Eichtuug um jeden 
Preis zu vermeiden, wie diejenige ist, mit welcher Herr 
Deak in Ungarn die Sache der Personal-Union gleich 
als einen beklagenswerthen Beginn inangorirt hat Und 
wenn die Gesetze von 1848 in Ungarn noch einmal — 
man zwbgt uns zu dieser traurigen ESrinnerung — in ihren 
Consequenzen die Republik Terkündigen sollten, wird 
dann die Personal-Union des Herrn Deik Oesterreich 
noch einmal zu den Opfern des Jahres 1849 verpflich- 
ten, oder werden die KoyaUsten Ungaras nachher ihre 
Stütze in Russlaud suchen, und werden wir zuzit sehen 
haben, wie Russland an unsere Grenzen heranrückt? 
Beide Fälle scheinen uns gleich gefährlich und machen 
das Anheben unserer Jahrhunderte alten Hechte, un- 
serer yei&ssungsnuwBigen Reichseinheit zu einer yoU- 
standigen Umndglidikeit. Es hiesse uns politisch Ter- 
nichten, ohne dass wir die Yortheile yon Kleinstaa- 
ten dadurch erhielten; Yon einer Macht ersten Ran- 
ges hiesse es Oesterreich degradiren zu einem Staat 
zweiten oder dritten Ranges, ohne dass wir jedoch der 
allgemeinen politischen Verpflichtungen gegen uns und 
gegen Europa los geworden wären. Und in diesem 
Falle sind wir überzeugt, dass wir Ton den anderen 
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Machten und von jenen Factoren der europaisdien 
Interessen nicht verlassen werden können, welche dag 
Gleichgewicht des Welttheils als eine Nothwendig- 
keit des allgemeinen Friedens eraditen. Ein Vor- 
schlag wie Deak's berührt Europa in a^en gesammten 
Verhältnissen; es ist nicht wahr, dastf es sich in dem- 
selben um eine einfache Verfassungsfrage handelt. Wenn 
Oesterreich in zwei Theile gespalten ist, so ist die 
Weltlage eine andere geworden; kein denkender Poli- 
tiker Europa's kann sich dies verhehlen. Die mittel- 
europäischen und orientalischen Fragen werden dann 
aus ganz anderen Gesichtspuncten betrachtet werden 
müssen als jetzt.- Es ist nicht denkbar, dasa dies 
geschieht, ohne die gesammte europaische Politik za 
alteriren. Die Pentarcfaie ist dann kein Factor mehr in 
den Berechnungen des StaatamaxmeB. FQr die Entste- 
hung vorwaltender und ä^ressiver ^föchte in unserem 
Welttheil ist vielleicht das vornehmste Hindemiss be- 
seitigt, zu ihrer Ausbreitung und Herrschaft ein neuer 
Weg gebahnt. 



Digitized by Google 



W eichen Verlauf auch die Ereignisse in Oester- 
reich nehmen mögen, unsere .Vul;j:ibe ist es mcht ge- 
wesen dieselben irgendwie zu progiiosticiren. 

Wir haben es unternommen den Rechtsstandpnnct 
der kaiserlichen Entschliessuugen vom 20. October und 
26* Februar Ungarn gegenüber zu bezeichnen. Das ver- 
^Bungsmässige Leben Oesterreichs haben wir in diesen 
Urkunden auf einem staatsrechtlich gesicharten Boden 
der historischen Bntwickelang sich begründen gesehen. 

Aber audi uns in Oesterreich sollte es ebenso- 
ivenig erspart bleiben, -wie anderen Grossstaaten £a- 
ropa's, als sie ihre Reichsverfassungen begründeten, 
dass eine heftige Opposition von einem einzelnen 
Gliede des Ganzen ausging. Und so wenig die Bil- 
dung der grossen Monarchien in Europa ohne heftige 
Kämpfe gelungen ist, eben so wenig ist es ihnen ge- 
lungen, freie constitutionelle Staats - Institutionen ohne 
Widerspruch ins Leben einzufuhr^. Gleichwol ist es eine 
unabweisbare Nothwendigkeit geworden, den Principien 
der EVeiheit und des constitntionellen Rechtes Eingang 
zu verschaffen. Vom rechtUchen Gesichtspunct ans ge- 
sehen, sind wir in Oesterreich in der glücklichen Lage, 
dass dies ohne Verletzung eines historischen Prmcips, 
eines begiündeten Rechtes geschehen konnte, und d» 
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20. October durfte sich mit Recht auf unsere Beichs- 
grundgesetze, auf die Acten einer grossen Vergangen- 
heit berufen. Wenn ein dmzelnes Glied des einheitli* 
chen Staates eine Verfassung beldunpft, welche die weite- 
sten Grenzen für die indiTidoelle Entwickelung, für Na» 
tionalitäten und Selfgovemment gesteckt hat, so hat es 
sich glücklicherweise als eine revolutionäre Basis erwei- 
sen lassen , aui' welcher diese Opposition sich erhebt. 
Die Kechte Ungarns sind in ihrem vollen Umfange, 
soweit sie legitime sind, durch den 20. October ge- 
wahrt, wie man aus unserer Deduction gesehen hat. 
Wenn Ungarn aber in seiner ferneren Entwickelung die 
Bahnen seiner Geschichte verlassen will, aus den Ge- 
leisen heraustritt, die es für die Beichseiiiheit mit sei- 
nen dgenen Händen schaffen half, so hat es sich 
als eine beklagenswerthe Tauschung, als eine Verken- 
nung seines Rechtes erwiesen, wenn es sich hierbei auf 
sein Gesetz beruft. In dem Wunsche einer verfassungs- 
mässigen Entwiekeluno' s Um n wir uns durch den 20. Oc- 
tober mit ihm veremt und neu gekräftigt, aber die 
Leidenschaft der Parteien bedroht uns neuerdings mit 
einer unabsehbaren Kluft. 

Doch die Zukunft der Völker ruht unerschlossen 
in dem Fortgang ihrer Grescbichte. Und indem wir 
dem Drangen einer einzelnen Partei nichts anderes als 
den Spiegel des Redites entgegenhalten konnten, sind 
wir nicht so sanguinisch zu erwarten, dass unsere 
schlichte Wahrheit entscheidend auf das entlesselte 
Spiel der Kräfte wirken könnte. 
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